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31 Vorwort
Es ist bekannt, dass die Schweiz in internationalen E-Government-Rankings nicht 
gut abschneidet, und das schon seit Langem. Auch die Gründe dafür sind hinläng-
lich bekannt, nämlich einerseits der Föderalismus, der inkompatiblen und inko-
härenten dezentralen Lösungen Vorschub leistet, und andererseits der mangelnde 
Leidensdruck, der paradoxerweise das Resultat einer gut funktionierenden, aber 
leider immer noch traditionellen, das heisst papierlastigen Verwaltung ist.
Das ist natürlich nicht gut, weder für die Bürgerinnen und Bürger noch für die Un-
ternehmen, die im 21. Jahrhundert effizient, transparent, einfach und vor allem 
elektronisch mit staatlichen und parastaatlichen Institutionen zusammenarbeiten 
möchten. Und es ist natürlich auch nicht gut für die Wettbewerbsfähigkeit des Lan-
des, da das heutige System zwar gut ist, aber angesichts des Potenzials der Infor-
mations- und Kommunikationssysteme (IKT-Systeme) im internationalen Vergleich 
viel effizienter sein könnte.
In der hier präsentierten Studie zum elektronischen Bürgerdossier (eBürgerdos-
sier) zeichnen die Autoren ein Bild der Zukunft für die Bürger/innen und Einwoh-
ner/innen im Umgang mit Daten und in der Abwicklung von Aufgaben im Zusam-
menhang mit staatsbürgerlichen Rechten und Pflichten: Die Schweiz soll noch 
attraktiver werden für die Bürger/innen und Einwohner/innen, und der Aufwand zur 
Erfüllung ihrer Rechte und Pflichten soll dank der Digitalisierung geringer werden, 
ohne dass natürlich Datensicherheit und Persönlichkeitsschutz beeinträchtigt wer-
den.
Die präsentierte Studie ist als Diskussionspapier gedacht. Sie soll Politiker/innen, 
Vertreter/innen der Wirtschaft und Verwaltung und Bürger/innen und Einwohner/
innen dabei helfen, sich mit dem Potenzial und den Herausforderungen eines elek-
tronischen, schweizweiten Bürgerdossiers auseinanderzusetzen. Besondere Auf-
merksamkeit wird dabei den vom Staat zu schaffenden Rahmenbedingungen – vor 
allen Sicherstellung einer elektronischen Identität und Schaffung einer Akkreditie-
rungs- und Zertifizierungsstelle – gewidmet, ohne die das elektronische Bürger-
dossier leider nur ein frommer Wunsch bleiben wird.
Ich wünsche den Leser/innen, dass sie sich inspirieren lassen, und ich wünsche mir 
eine lebhafte Auseinandersetzung und viele wertvolle Rückmeldungen.
Prof. Dr. Matthias Finger 
4 2 Zusammenfassung
Ziel dieser Studie ist die Identifikation von wichtigen politischen sowie technologi-
schen Voraussetzungen für eine erfolgreiche Umsetzung eines elektronischen Bür-
gerdossiers (eBürgerdossier) in der Schweiz. Dabei liegt der Fokus auf einzelnen 
Anwendungsfällen, wobei eine begrenzte Anzahl Fälle ausgewählt und für die Be-
urteilung eines Sachverhalts kontrastiert werden. Leitende Frage ist es, welche po-
litischen und technologischen Voraussetzungen notwendig sind, um den jeweiligen 
Anwendungsfall mit dem eBürgerdossier zu realisieren. Gesamthaft sowie für je-
den Anwendungsfall individuell wird zudem der Nutzen einer erfolgreichen Einfüh-
rung des eBürgerdossiers betrachtet. Dabei werden neben den ökonomischen Aus-
wirkungen auf die beteiligten Akteure sowie die gesamte Volkswirtschaft auch der 
gesellschaftliche und politische Nutzen evaluiert. 
Es zeigt sich, dass aus der technologischen Perspektive neben dem Plattform-
management das Interaction, Identify und Access Management sowie das Doku-
menten- und Datenmanagement für alle Anwendungsfälle übergreifende Hauptvo-
raussetzungen sind. Eine weitere wesentliche Voraussetzung für alle betrachteten 
Anwendungsfälle ist zudem die Sicherstellung eines passenden Policy Enforcement, 
welches die Berechtigungen konform der geltenden Bestimmungen auf die Daten 
und Dokumente sicherstellt.
Politisch betrachtet liegt die zentrale Voraussetzung in der Schaffung einer ent-
sprechenden Governance, die den Bürger/die Bürgerin oder den Einwohner/die Ein-
wohnerin als Inhaber/in und Souverän/in des eBürgerdossiers in den Mittelpunkt 
stellt. Basierend auf den aufgezeigten Anwendungsfällen stellen dabei die Rolle von 
Bürger/in und Einwohner/in als Inhaber/in des eBürgerdossiers mit der resultieren-
der Daten- und Informationshoheit zum einen sowie die Garantie der Daten- und 
Informationssicherheit durch Betreiber und Leistungsanbieter des eBürgerdossiers 
und der freie Zugang von privaten und öffentlichen Organisationen zur Infrastruk-
tur des eBürgerdossiers zum anderen, die grundlegenden Eckpunkte einer solchen 
gemeinsamen Governance-Lösung dar. Zudem sollte eine eindeutige Departements-
zugehörigkeit auf Stufe Bund die öffentliche Koordination und Legitimation des 
eBürgerdossiers sicherstellen. 
5Für die erfolgreiche Umsetzung des eBürgerdossiers in der Schweiz müssen somit 
Bürger/innen und Einwohner/innen zu jedem Zeitpunkt in der Mitte aller Konstruk-
tionen stehen. Transparenz und Vertrauen sowie die Sicherheit müssen gewähr-
leistet und entsprechende Lösungen sollten dezentral, aber vollständig sein. Zu-
erst ist dabei die notwendige Governance-Umgebung sicherzustellen. Des Weiteren 
muss von staatlicher Seite her eine elektronische Identität zur Verfügung gestellt 
sowie eine Akkreditierungs- und Zertifizierungsstelle geschaffen werden. Da die 
Anfangsinvestitionen zudem als eher hoch eingestuft werden und die Rentabilität 
von sehr vielen nicht direkt beeinflussbaren Faktoren abhängt, besteht eine Not-
wendigkeit bezüglich eines öffentlichen Anstosses für den Aufbau des eBürgerdos-
siers. Dabei scheint es von Vorteil zu sein, auf bereits verfügbare und funktionie-
rende Lösungen zurückzugreifen bzw. diese zu adaptieren. Ziel muss es sein, die 
am besten geeigneten und verfügbaren Komponenten intelligent einzukaufen und 
sich nicht mit grossen, teuren sowie sich langsam entwickelnden Projekten zu be-
hindern, die in erster Linie in unflexible Systeme münden.
Aggregiert über alle Anwendungsfälle ermöglicht ein eBürgerdossier in den Berei-
chen politische Partizipation, Standortattraktivität und Wohlfahrt für alle gesell-
schaftspolitischen Dimensionen substanzielle qualitative Verbesserungen. Ökono-
misch betrachtet kann zudem von einem durchweg positiven Effekt eines 
eBürgerdossiers gesprochen werden. Allein aus den betrachteten Anwendungsfäl-
len heraus konnte ein Nutzen identifiziert werden, der rund 0,13% des Schweizer 
Bruttoinlandsproduktes (BIP) beträgt. Das Potenzial über alle möglichen Einsatz-
gebiete hinweg wird sogar mit bis zu 1% des Schweizer BIP beziffert.
6 3 Grundlagen und Ziele
3.1 Definition eBürgerdossier
Sowohl die Schweizer Bevölkerung als auch die Schweizer Wirtschaft erwarten von 
der Verwaltung eine immer effizientere und flexiblere Behandlung ihrer Anliegen und 
dies über organisatorische Grenzen und föderale Ebenen hinweg. Um administrative 
Entlastung, höhere Flexibilität und einen einfachen Zugang zu öffentlichen Leistun-
gen zu realisieren, bieten moderne Informations- und Kommunikationstechnologien 
(IKT) gewaltige Chancen 1. 
Dazu sind allerdings organisatorische und technische Veränderungen notwendig: Ei-
nerseits muss die Zusammenarbeit zwischen Behörden und Endbenutzern (G2C – 
Government to Citizen / G2B – Government to Business) und die Zusammenarbeit 
innerhalb der Behörden (G2G – Government to Government) vereinfacht werden und 
andererseits müssen die IKT-Systeme besser zusammenwirken.
In der E-Government-Strategie Schweiz haben Bund und Kantone die IT-gestützte, 
organisationsübergreifende Zusammenarbeit als prioritär eingestuft. Das erklärte 
Ziel ist es, über abgestimmte Prozesse Synergien zu erschliessen und die Standort-
attraktivität der Schweiz weiter zu erhöhen.2 E-Government wird definiert als «Ein-
satz von digitalen Informations- und Kommunikationstechnologien, damit die Bevöl-
kerung und die Wirtschaft wichtige Geschäfte mit den Behörden elektronisch abwickeln 
können.» Dies wird als wichtiger Beitrag auf dem Weg zur Modernisierung der Ver-
waltung beurteilt.3 Die Umsetzung der E-Government-Strategie wird von der Ge-
schäftsstelle E-Government Schweiz koordiniert und mittels priorisierter Vorhaben 
vorangetrieben. Priorisierte Vorhaben sind Vorhaben, die öffentliche Leistungen aus 
Sicht der Zielgruppen und aus Sicht der Verwaltung in ein wesentlich besseres Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis führen, wenn sie elektronisch erbracht werden. Gemäss der 
E-Government-Geschäftsstelle des Bundes sind für eine medienbruchfreie Abwick-
lung aller priorisierten Vorhaben die Schnittstellen innerhalb der organisationsüber-
greifenden Abläufe zentral.4 Als integrale Drehscheibe ist demnach ein elektronisches 
Bürgerdossier (eBürgerdossier) unerlässlich. Es bietet nämlich eine einheitliche Ober-
fläche, um Daten einzusehen, zu ändern und für andere Akteure freizugeben, ohne 
dass es von Bedeutung ist, welche Applikationen, Datenbanken, Register oder Pro-
zesse im Hintergrund ablaufen.5
Mit dem Projekt eBürgerdossier, das 2012 vom Verein eGov Schweiz lanciert wurde, 
soll neben der Vereinfachung des Zugangs zu den eigenen Daten der Bürger/innen 
und Einwohner/innen auch eine Vereinfachung des Datenaustauschs zwischen Bür-
ger/innen bzw. Einwohner/innen und Behörden erreicht werden. Zudem soll ein ein-
facher und stetiger Überblick für die Bürger/innen und Einwohner/innen der Schweiz 
über die Verwendung ihrer eigenen Daten zur Verfügung gestellt werden.6
1 vgl. Fraefel, M., Selzam, T., Hunzil, A. (2012).
2 vgl. E-Government Schweiz (2013).
3 vgl. E-Government Schweiz (2015).
4 vgl. E-Government Schweiz (2015).
5 vgl. Verein eGov Schweiz (2015): Die Datenhoheit verbleibt dabei immer im jeweiligen Ursprungs- 
system.
6 vgl. Verein E-Gov Schweiz (2015b).
77 vgl. E-Government Schweiz (2013).
8 Es geht hier um die Interaktion zwischen Bürger/innen bzw. Einwohner/innen auch mit privaten  
Organisationen (z. B. Einrichtungen der beruflichen Vorsorge), aber nur insofern diese Interaktionen 
die staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten betreffen.
9 Den Austausch strukturierter Daten zwischen verschiedenen Akteuren bezeichnet man auch als 
Electronic Data Interchange (EDI). Dem EDI muss immer eine Standardisierung vorausgehen. Die 
Akteure müssen sich also darüber einig werden, wie die Daten strukturiert werden können. An  
dieser Aufgabe arbeiten diverse Arbeitsgruppen des Vereins eCH. 
Damit fordert der Verein eGov Schweiz die Datentransparenz für Bürger/innen und 
Einwohner/innen. Behörden und Unternehmen sollen einen einfachen Zugriff auf 
Daten erhalten, aber nur nach der spezifischen Freigabe durch die Bürger/innen und 
Einwohner/innen.
Im Wortsinn der E-Government-Strategie Schweiz betrifft das eBürgerdossier sowohl 
den Datenaustausch zwischen Bürger/innen sowie Einwohner/innen und den Behör-
den wie auch den Datenaustausch zwischen Unternehmungen und den Behörden.7 
Die vorliegende Studie konzentriert sich aber auf den Datenaustausch zwischen Bür-
ger/innen bzw. Einwohner/innen und Behörden sowie Bürger/innen bzw. Einwohner/
innen und Unternehmen, behandelt also das Anwendungsgebiet G2C (Government 
to Citizen) und C2B (Citizen to Business) 8.
Das eBürgerdossier wird definiert als Methoden, Technologien und Regu-
lationen, mit denen die Bürger/innen sowie Einwohner/innen freiwillig Fol-
gendes erreichen:
1. Auf relevante Dokumente können Bürger/innen bzw. Einwohner/innen 
jederzeit zugreifen, und sie können Daten über sich und Daten von sich 
erfassen und ändern. 
2. Im Sinne des elektronischen Datenaustauschs können Bürger/innen 
bzw. Einwohner/innen anderen, autorisierten Akteuren Zugriff auf diese 
Daten und Dokumente gewähren sowie Daten und Dokumente von an-
deren Akteuren nach deren Freigabe einsehen.
Die Idee des eBürgerdossiers leistet damit einen wesentlichen Beitrag zur Umset-
zung der E-Government-Strategie Schweiz. Die vorliegende Studie beschreibt, in-
wiefern die Idee umgesetzt werden kann, welche Voraussetzungen geschaffen wer-
den müssen und mit welchen Auswirkungen zu rechnen ist.9
8 3.2 Zielbild des eBürgerdossiers
Ausgehend von der Definition des eBürgerdossiers zeichnet sich ein Zielbild einer 
Lösung ab, die mindestens folgende vier wesentliche Komponenten enthalten muss:
• Front-End als Zugangspunkt für die Nutzenden als Einstiegsportal
• Serviceebene zur Abwicklung der Anwendungsfälle mit allen Diensten
• Informationssystem zur Steuerung der Daten durch Verknüpfung von Daten aus 
verschiedenen Quellen als virtuelle Instanzen
• Identity and Access Management (IAM) für die eindeutige Identifikation und Si-
cherstellung der Rechte der verschiedenen Nutzer.
Bei dem angedachten System sollte es sich also um ein föderiertes Informations-
system handeln, das es verschiedenen Benutzern ermöglicht, Datenzugriffe anzu-
fragen und freizugeben. Kernelement muss ein entsprechendes IAM sein, das als 
Querschnittskomponente des gesamten Systems fungiert. Dadurch könnten so-
wohl das Festlegen entsprechender Regeln (die Policy-Definition) als auch die Ein-
haltung der jeweiligen Regeln (das Policy Enforcement) durchgehend sichergestellt 
werden. Besonders im Kontext der Interaktion und der Datenfreigabe zwischen 
Bürger/innen und Einwohner/innen mit öffentlichen Verwaltungen sowie Unterneh-
men ist dies aufgrund rechtlicher Vorgaben unerlässlich. Die Abbildung 1 veran-
schaulicht die vier Hauptkomponenten und setzt sie in ein gegenseitiges Verhält-
nis.
Abbildung 1: Zielbild eBürgerdossier
Das dargestellte Zielbild soll als Referenz für die unterschiedlichen Betrachtungen 
innerhalb dieser Studie gelten.
93.3 Ziele der Studie
Im europäischen Vergleich wird der Schweiz zwar eine hervorragende Infrastruk-
tur attestiert, bei der Umsetzung von E-Government-Vorhaben und den Fähigkei-
ten der Bürger/innen zur Nutzung elektronischer Dienste sowie bei der Bereitstel-
lung der Basisdienste für ein eBürgerdossier (z. B. elektronische Identität) sind aber 
Länder wie Malta, Finnland, Estland, Österreich, Dänemark, Spanien, Litauen, Nor-
wegen, Portugal viel weiter fortgeschritten. Insofern muss die Schweiz mit dem 
eBürgerdossier kein Neuland betreten, also nichts Neues erfinden. Das föderale 
System der Schweiz bietet in der Umsetzung aber Herausforderungen, die in den 
meisten anderen Ländern nicht vorkommen. So attestiert der E-Government-Bench-
mark der Europäischen Kommission der Schweiz, dass sie das Instrumentarium 
noch nicht gefunden habe, das die Schlüsselakteure überhaupt zu einer Integra-
tion ihrer Dienste bewegen werde.10 Erfolgreich ist die Umsetzung des eBürgerdos-
siers, wenn ein Nutzen entsteht, und das eBürgerdossier von sehr vielen Bürger/
innen als vertrauenswürdig angesehen und tatsächlich auch genutzt wird.11 In-
wiefern der Wille zur Nutzung eines eBürgerdossiers durch die Bürger/innen gege-
ben ist, hat der Verein eGov Schweiz 2015 erhoben: Die Studie zeigt, dass die Be-
reitschaft sehr gross ist 12. Zusätzlich zum Willen ist auch die Fähigkeit eine wichtige 
Voraussetzung. Damit ein eBürgerdossier überhaupt genutzt werden kann, muss 
die technische Infrastruktur vorhanden und für die Bürger/innen bezahlbar sein. 
Im internationalen Vergleich schneidet die Schweiz diesbezüglich hervorragend 
ab 13. Sowohl die Verbreitung der Internetnutzung wie auch die Abdeckung mit mo-
bilen Endgeräten ist vergleichsweise hoch, trotz der vergleichsweise hohen Kosten 
in der Schweiz. Obwohl jedoch der Wille und die Fähigkeit vorhanden sind, kommt 
die Schweiz im internationalen Vergleich nur langsam voran mit der Umsetzung 14. 
Die vorliegende Studie geht den Gründen dazu nach und zeigt den gesamtwirt-
schaftlichen Nutzen einer Umsetzung auf .
Ziel dieser Studie ist die Identifikation von wichtigen politischen sowie 
technologischen Voraussetzungen für eine erfolgreiche Umsetzung des 
eBürgerdossiers in der Schweiz. Zudem werden die Effekte einer erfolg-
reichen Umsetzung aus volkswirtschaftlicher und aus wirtschaftlicher 
Sicht einzelner Akteure geschätzt und diskutiert.
10 vgl. Tinholt, D., Colclough, G. et al. (2014a).
11 vgl. Huang, Z., Benyoucef, M. (2014).
12 vgl. Verein eGov Schweiz (2015a): Es wird der Wille zur Adoption (engl. Adoption) erfragt. Unter 
Adoption versteht man die Annahme von neu eingeführten Lösungen durch die Nutzergruppen, in 
diesem Fall der Bürger/innen, Unternehmen und Behörden.
13 vgl. Tinholt, D., Colclough, G. et al. (2014b).
14 vgl. Tinholt, D., Colclough, G. et al. (2014a/2014b).
10 4 Studiendesign
4.1 Methode
Die vorliegende Studie geht von einzelnen Anwendungsfällen auf allen Verwaltungs-
ebenen aus. Diese fallorientierte Methode wählt eine begrenzte Anzahl Fälle aus, die 
«dicht» beschrieben und für die Beurteilung eines Sachverhalts kontrastiert werden. 
Bei solchen fallorientierten Methoden ist die Auswahl der Fälle zentral. Im Gegen-
satz zu quantitativen Methoden, wo Tausende von Fällen untersucht werden, be-
schränkt sich dieser qualitative Zugang auf eine kleine Auswahl der Fälle. Statisti-
sche Auswertungen sind aufgrund der kleinen Anzahl nicht möglich, stattdessen wird 
interpretativ gearbeitet. Das Ziel ist, gemeinsame Ursachen zu identifizieren, um ein 
gemeinsames Ereignis zu erklären 15. 
Die Auswahl der Anwendungsfälle wird von zwei Dimensionen geleitet:
1. Die Auswahl soll möglichst breit sein und möglichst unterschiedliche Einsatzberei-
che des eBürgerdossiers abdecken. Die Auswahl soll somit das Spektrum der spä-
teren Anwendungen aus der Sicht der Bürger/innen repräsentieren.
2. Die ausgewählten Anwendungsfälle sollen, wenn sie mit dem eBürgerdossier um-
gesetzt sind, eine möglichst grosse, positive volkswirtschaftliche Wirkung entfal-
ten.
Vorerst wird eine lange Liste von Anwendungsfällen erstellt, die mittels eBürgerdos-
sier realisiert werden könnten. Sie stammen zum einen aus der Liste der priorisier-
ten E-Government-Vorhaben und zum anderen aus vergleichenden Studien. Alle An-
wendungsfälle der langen Liste werden kurz beschreiben, um einen Überblick zu 
gewinnen.
Aus dieser langen Liste trifft ein Expertengremium die Auswahl jener Fälle, die spä-
ter im Detail analysiert werden. Die Repräsentativität der Auswahl wird angeleitet, 
indem die Aufgaben des Staates gemäss Bundesverfassung gelistet und die Anwen-
dungsfälle auf die Aufgaben verteilt werden. Das Expertengremium trifft schliesslich 
die Auswahl der Anwendungsfälle für die Analyse. Dazu verwendet das Experten-
gremium folgende Bewertungskriterien:
• Häufigkeit des Anwendungsfalls
• Anzahl beteiligter Akteure
• Anzahl Interaktionen des Bürgers
• Anzahl benötigter Dokumente
Je häufiger ein Anwendungsfall (z. B. täglich) relevant ist, je mehr Bürger/innen bzw. 
Einwohner/innen betroffen sind (z. B. alle Stimmberechtigten), je mehr Interaktio-
nen pro Anwendungsfall nötig sind (z. B. Interaktion mit fünf Behörden) und je mehr 
Dokumente oder Datenpunkte bearbeitet werden müssen, desto grösser ist das ver-
mutete volkswirtschaftliche Potenzial einer Transformation in einen elektronischen 
Dienst im Sinne des eBürgerdossiers.
15 vgl. Ragin (2014).
114.2 Analyserahmen
Für jeden Anwendungsfall werden die Voraussetzungen zur Realisierung des Zielbil-
des unterteilt in zwei Dimensionen identifiziert. Die leitende Frage ist: Welche poli-
tischen und technologischen Voraussetzungen sind notwendig, um den Anwendungs-
fall mit dem eBürgerdossier zu realisieren? Dabei werden sowohl eine Makro- als 
auch eine Mikroperspektive eingenommen: Die Makroperspektive beurteilt die not-
wendigen Rahmenbedingungen, die Mikroperspektive die Anwendbarkeit aus der 
Sicht der beteiligten Akteure (vgl. Abbildung 2).
Für jeden Anwendungsfall wird zudem der Nutzen einer erfolgreichen Einführung 
des eBürgerdossiers evaluiert. Dabei werden neben den ökonomischen Auswirkun-
gen auf die beteiligten Akteure sowie die gesamte Volkswirtschaft auch der gesell-
schaftliche und politische Nutzen evaluiert (vgl. Abbildung 3).
Die Nutzenbetrachtung orientiert sich an Grundsätzen der Anspruchsgruppenorien-
tierung, der Prozess- und Ergebnisorientierung sowie der inkrementellen Betrach-
tung. Damit soll zum einen sichergestellt werden, dass die vielfältigen Wirkungen 
des eBürgerdossiers systematisch betrachtet werden und die Allokations- und Ver-
teilungswirkungen aufgezeigt sowie die Auswirkungen auf die Art der Interaktio-
nen zwischen den Anspruchsgruppen (konsequente Analyse entlang der Wertschöp-
fungskette) und die Ergebniswirkungen (Auswirkung auf Ergebnis der Interaktion 
der unterschiedlichen Anspruchsgruppen) berücksichtigt werden. Zum anderen sol-
len ebenfalls die inkrementellen Wirkungen und Änderungen der Anwendungsfälle 
untersucht werden, wodurch qualitative Wirkungen in die Analyse mit einbezogen 
werden können, ohne dass diese mithilfe subjektiver Kriterien bewertet werden 
müssen.
Voraussetzungen Politisch Technologisch
Makroperspektive
Möglichkeit der Anwen-
dung (aufgrund der  
Rahmenbedingungen / 
Grundlagen)
•  Mehrheitsfähigkeit
•  Tätigkeiten im Bereich der aktuellen  
Kompetenzen und gesetzlichen Aufträge
•  Governance
•  Technologische Basis muss existieren.
Mikroperspektive
Anwendbarkeit (aus Sicht 
der beteiligten Akteure)
•  Individuelle politische Opportunität:  
Es muss erwünscht sein.
•  Es muss aus Sicht aller Akteure erlaubt 
sein.
•  Technologische Basis muss für Akteure 
verfügbar sein. 
•  Interoperability muss gegeben sein.
•  Es muss leicht anwendbar sein (Usability).
Abbildung 2: Analyserahmen – Voraussetzungen
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Auswirkungen
Ökonomische Auswirkun-
gen auf die Akteure
Zum Beispiel:
•  Operative Kosten und Erträge sowie wichtigste finanzielle Auswirkungen 16
Ökonomische Auswirkun-
gen auf die Volkswirt-
schaft
Zum Beispiel:
•  Kosten- und Nutzenanalyse für die relevanten Anspruchsgruppen 17 
• Beschäftigung 
• Wachstum 
• Standortattraktivität
•  Risikomanagement
Auswirkungen auf Politik 
und Gesellschaft
Zum Beispiel:
•  Einfacherer Zugang für Auslandschweizer/innen
•  Erhöhte politische Partizipation
Abbildung 3: Analyserahmen – Auswirkungen
16 Bewertung von Kosten und Nutzen je Anspruchsgruppe anhand von Kostenkategorien. Monetäre 
wie auch qualitative Grössen werden nach gleichen Grundsätzen in mit CHF-Spannen hinterlegte 
Kategorien transformiert. 
17 Berücksichtigung der Wechselwirkungen zwischen den Anspruchsgruppen und Einordnung in  
ein volkswirtschaftliches Gesamtbild. Basierend auf Schätzwerten, stark angelehnt an übliche  
betriebswirtschaftliche Methoden (NPV, Vereinfachung auf zu erwartende jährliche Effekte).
Die Beurteilung des ökonomischen sowie politischen und gesellschaftlichen Nut-
zens erfolgt für jede Perspektive aggregiert in fünf Kategorien (vgl. Abbildung 4).
Abschliessend erfolgt die Synthese der Ergebnisse. Die Voraussetzungen, die not-
wendig sind, das eBürgerdossier zu realisieren, werden zusammengetragen. Da-
bei wird zwischen Querschnittsvoraussetzungen und fallspezifischen Vorausset-
zungen unterschieden. Querschnittsvoraussetzungen sind mehreren Fällen 
zuträglich. Spezifische Voraussetzungen beziehen sich lediglich auf einen Fall. Die 
zu schaffenden Voraussetzungen betreffen politische Entscheide sowie technolo-
gische Änderungen. Sie sind die Aufwandseite der Potenzialanalyse. Auf der ande-
ren Seite steht der Nutzen (verstanden als qualitativer und quantitativer Nutzen). 
Schlussendlich muss der Nutzen grösser sein als der Aufwand, damit eine Umset-
zung sinnvoll ist.
Stärke Kategorienwert
Ökonomisch
Politisch und  
gesellschaftlichQuantitative 
Perspektive
Qualitative 
Perspektive
Stark positiv 3 > 100 Mio. CHF
Keine
monetäre
Kategorisierung
Positiv 2 10–100 Mio. CHF
Leicht positiv 1 5–10 Mio. CHF
Neutral 0 +/– 5 Mio. CHF
Negativ – 1 < – 5 Mio. CHF
Abbildung 4: Kategorien der Beurteilung von Auswirkungen
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Aufgaben des Staates 
gemäss Bundes - 
ver fassung
Anwendungsfälle
Beziehungen zum Ausland •  Konsularische Dienstleistungen
Sicherheit, Landesvertei-
digung, Zivilschutz
•  ePolice
Bildung, Forschung und 
Kultur
•  Curriculum Vitae 3.0
Umwelt und Raumplanung •  Schweizweiter, einfacher und vernetzter Zugang zu Geobasisdaten, Geodienste und  
interaktiven Kartenanwendungen
Öffentliche Werke und 
Verkehr
•  Parkkarte beantragen und bezahlen
•  Dienstleistungen der Strassenverkehrsämter
Energie und  
Kommunikation
•  Keine
Wirtschaft •  Parameterportal Verbraucherschutz
Wohnen, Arbeit, soziale 
Sicherheit und Gesund-
heit
•  Baubewilligung beantragen
•  Meldung Adressänderung, Wegzug, Zuzug
•  Bewilligungen im Bereich Arbeit
Zivilrecht, Strafrecht, 
Messwesen
•  Kopien von wichtigen öffentlichen Urkunden und Verfahrensentscheiden
•  Bestellung und Bezug von beglaubigten Registerauszügen, Ausweisen des Zivilstands-
wesens
Organisation und  
Administration
•  Übertragung der Lohndaten aus der Lohnbuchhaltung von Unternehmen an die relevanten 
Behörden und Versicherungen (v.a. Ausgleichskassen, Suva, Privatversicherungen,  
Steuerverwaltungen, Statistik)
•  Zentraler Auszug Daten für Bürger aus Sozialversicherungen
Steuern und Finanzen •  Abwicklung der Steuererklärung Privatpersonen
•  Abwicklung von Fristerstreckungsgesuchen für die Einreichung der Steuererklärung
Volk und Wahlen •  E-Vernehmlassung
•  Smart Participation
Tabelle 1: Liste der Anwendungsfälle
5 Anwendungsfälle
5.1 Anwendungsfälle des eBürgerdossiers
In der Tabelle 1 sind die betrachteten Anwendungsfälle aufgelistet und den Staats-
aufgaben entsprechend zugeordnet. Diese Anwendungsfälle sind zudem im Anhang 
1 beschrieben.
5.2 Anwendungsfälle für die Analyse
Für die weitere Analyse hat das Expertengremium aus der langen Liste die folgen-
den Anwendungsfälle ausgewählt. Es sind alles Anwendungsfälle mit vermutlich 
hohem Nutzenpotenzial, und die Auswahl deckt die Breite möglicher Anwendungs-
fälle, so gut es aus heutiger Sicht geht, ab.
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ID Anwendungsfall Nutzenpotenzial 18 Staatsaufgabe Kurzbeschreibung 19
A1 Meldung  
Adressänderung, 
Wegzug, Zuzug
Häufigkeit des  
Anwendungsfalls:  
ca. 700 000
Anzahl beteiligter  
Akteure: ≥ 7
Anzahl Interaktionen 
des Bürgers: ≥ 5
Anzahl benötigter  
Dokumente: ≥ 4
Wohnen, Arbeit,  
soziale Sicherheit 
und Gesundheit
In der Schweiz werden jährlich rund  
700 000 Umzüge gemeldet. Dies generiert 
pro Umzug ein Vielfaches an Adressände-
rungsmeldungen. Die betroffenen Bürger 
müssen den Wegzug bei ihrer bisherigen  
Gemeinde und den Zuzug bei der neuen  
Gemeinde melden und diverse Organisa-
tionen darüber informieren. Dies erfordert 
zudem verschiedene Dokumente.
A2 Abwicklung der 
Steuererklärung 
Privatpersonen
Häufigkeit des  
Anwendungsfalls:  
ca. 3,4 Mio.
Anzahl beteiligter  
Akteure: ≥ 5
Anzahl Interaktionen 
des Bürgers: ≥ 4
Anzahl benötigter  
Dokumente: ≥ 3
Steuern und  
Finanzen
In der Schweiz sind über 3,4 Mio. Personen 
steuerpflichtig und müssen daher jedes Jahr 
eine entsprechende Steuererklärung ausfül-
len und beim Gemeindesteueramt einreichen. 
In jedem Fall muss die Steuererklärung zu-
sammen mit diversen Dokumenten (Lohn-
ausweis(e), Belege über Arbeitslosenversi-
cherungstaggelder, Wertschriftenbelege, 
Quittungen, Krankheitskostenbelege usw.) 
fristgereicht eingereicht werden.
A3 Smart  
Participation
Häufigkeit des  
Anwendungsfalls: ≥ 50
Anzahl beteiligter  
Akteure: ≥ 40
Anzahl Interaktionen 
des Bürgers: ≥ 1
Anzahl benötigter  
Dokumente: ≥ 3
Volk und Wahlen Politik im Netz ist eine Herausforderung. 
Zahlreiche Onlinepetitionen haben wenig  
Zulauf. Zudem gibt eine Vielzahl von Ver-
nehmlassungen, wo es auch für Einzelper-
sonen offen ist, ihre Meinung einzubringen. 
Die Informationsgewinnung und Teilnahme  
an Initiativen, Petitionen oder Vernehmlas-
sungen ist für Bürger/innen und die Einwoh-
ner/innen in der Schweiz sehr dezentral  
organisiert und aufwändig.
A4 Bestellung und 
Bezug von  
beglaubigten  
Registerauszügen, 
Ausweisen des  
Zivilstandswesens
Häufigkeit des  
Anwendungsfalls:  
nicht bezifferbare,  
enorm grosse Anzahl
Anzahl beteiligter  
Akteure: ≥ 13
Anzahl Interaktionen 
des Bürgers: ≥ 2
Anzahl benötigter  
Dokumente: ≥ 13
Zivilrecht,  
Strafrecht,  
Messwesen
In Verfahren mit Verwaltungen, Registern 
und Gerichten, aber auch im Verkehr mit Pri-
vaten (Banken, Vermieter) werden Auszüge, 
Ausweise und beglaubigte Kopien traditionell 
als Papierbelege beigefügt. Ausweise, Urkun-
den, Registerauszüge wie auch Entscheide 
und Verfügungen im Justizbereich sollen von 
Berechtigten in elektronischer Form signiert 
bezogen und ausgetauscht, d.h. zu anderen 
Geschäftsprozessen beigefügt, werden.
A5 Curriculum  
Vitae 3.0
Häufigkeit des  
Anwendungsfalls:  
ca. 500 000
Anzahl beteiligter  
Akteure: Tausende von 
Bildungsinstitutionen 
und Organisationen
Anzahl Interaktionen 
des Bürgers: ≥ 20
Anzahl benötigter  
Dokumente: ≥ 10
Bildung,  
Forschung und 
Kultur
Heute stellt jeder seinen Lebenslauf indivi-
duell zusammen. Bewerbungsverfahren sind 
individuell strukturiert und der Nachweis von 
Aus- und Weiterbildungen verläuft mittels  
kopierten Zertifikaten unstrukturiert. Eine 
gemeinsame Datenbasis für das Abrufen von 
Aus- und Weiterbildungszertifikaten für  
Arbeitnehmer/innen und Arbeitgeber/innen 
würde das Erstellen von Lebensläufen, Be-
werbungsprozessen, die Identifikation sinn-
voller zusätzlicher Weiterbildungen und vieles 
mehr vereinfachen und mehr Transparenz in 
die Angebote und die Nachfrage bringen.
Tabelle 2: Für Analyse ausgewählte Anwendungsfälle
18 vgl. Detailbeschreibungen der Anwendungsfälle in den folgenden Kapiteln sowie Anhang 1
19 vgl. Detailbeschreibungen der Anwendungsfälle in den folgenden Kapiteln sowie Anhang 1
15
20 vgl. E-Government Schweiz (2014)
5.3 Meldung Adressänderung, Wegzug, Zuzug
In der Schweiz werden jährlich rund 700 000 Umzüge gemeldet. Dies generiert pro 
Umzug ein Vielfaches an Adressänderungsmeldungen. Die betroffenen Bürger müs-
sen den Wegzug bei ihrer bisherigen Gemeinde und den Zuzug bei der neuen Ge-
meinde melden 20. Dies erfordert zudem diverse Dokumente wie den Heimatschein, 
den Familienausweis und die Krankenkassenkarte bzw. einen Versicherungsnachweis 
der aktuellen Krankenversicherungspolice. Ausserdem muss die Adressänderung zu-
sätzlich beim Strassenverkehrsamt, dem Sektionschef (bei Dienstpflicht) bzw. dem 
Regionalzentrum (Angehöriger Zivilschutz) sowie bei privaten Unternehmen wie bei 
der Post, bei Banken und Versicherungen, der Billag oder bei diversen Versorgungs-
diensten gemeldet werden. 
Ebene Bürger Von der Adressänderung betroffene Personen
Ebene Bund Keine
Ebene Kanton Strassenverkehrsamt
Ebene Gemeinde Alte Wohngemeinde, neue Wohngemeinde, (Sektionschef, Regionalzentrum)
Ebene Privatwirtschaft Diverse Unternehmen (mindestens Post, Billag, Versorgungsunternehmen, Bank,  
Versicherungen)
Beteiligte Akteure:
Herr Heinrich Zug
Alter: 44 Jahre
Beruf: Zugbegleiter
Wohnort: Rapperswil (SG)
Familie: 
• Melinda Zug (Ehefrau)
• Marta Zug (8 Jahre)
• Richard Zug (11 Jahre)
Hobbys: 
• Reiten und Skilanglauf
Grund Adressänderung:
•  Stellenwechsel der  
Ehefrau
Heinrich Zug plant, mit seiner Familie von Rapperswil nach Zug zu ziehen. Dafür muss er 
sich bei seiner aktuellen Gemeinde abmelden und den Zuzug in die neue Gemeinde melden. 
Zudem will er die neue Adresse seiner Familie gern auch bei wichtigen Unternehmen hinter-
legen. Zum einen muss die Post und die Billag informiert werden. Zum anderen muss er die 
neue Adresse auch seiner Bank sowie der Versicherung melden. Zudem muss er seinen 
Wegzug auch den Stadtwerken und dem kantonalen Strassenverkehrsamt melden und seine 
abonnierten Zeitungen und Zeitschriften umbestellen. Als Erstes steht der Gang zum Schal-
ter der Stadtverwaltung an, um sich vom aktuellen Wohnort abzumelden. Aufgrund der limi-
tieren Öffnungszeiten nimmt sich Herr Zug den Nachmittag frei, um alle Adressänderungen 
bei öffentlichen und privaten Organisationen vorzunehmen. Für die Abmeldung benötigt er 
den Heimatschein, den Familienausweis, die Krankenkassenkarte bzw. einen Versicherungs-
nachweis der aktuellen Krankenversicherungspolice für ihn und seine Familie und den neuen 
Mietvertrag. Während er die An- und Abmeldung persönlich am Schalter vornehmen muss, 
kann der die Adressänderung bei den pri vaten Organisationen online erledigen. Aufgrund 
des überkantonalen Umzuges muss die Adressänderung zusätzlich beim Strassenverkehrs-
amt gemeldet werden. 
Da Herr Zug wehrpflichtig ist, muss er die Adressänderung zudem innerhalb von 14 Tagen 
schriftlich (oder per Mail) auch dem Sektionschef beziehungsweise dem Kreiskommando des 
Wohnortkantons melden. Als Angehöriger des Zivilschutzes müsste er es dem Regionalzent-
rum melden. Herr Zug sieht sich somit einer Vielzahl von Meldepflichten mit ganz unter-
schiedlichen Fristen und Vollzugsmöglichkeiten gegenübergestellt. Mithilfe von Listen und 
verschiedenen Onlineformularen stellt er sich heute dieser Situation.
Kurzbeschreibung auf Akteursebene:
16 Prozess ohne eBürgerdossier: Wer führt welche Handlung mit welchem Ergebnis aus?
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Bürger Der jeweilige Bürger trägt die Verantwortung, für sich und seine Familie bei einer  
Adressänderung die aktuelle Gemeinde sowie ggf. die neue Gemeinde zu informieren. 
Zudem ist es seine Aufgabe, alle Organisationen, mit denen er eine anhaltende  
Geschäftsbeziehung unterhält oder von denen er ein Ausweisdokument wie z. B. den 
Führerschein besitzt, über die Adressänderung zu informieren.
Alte Wohngemeinde Die bisherige Wohngemeinde muss über jede Adressänderung oder gar das Verlassen 
der Gemeinde informiert sein. Adressänderungen werden am Schalter der Einwoh-
nerkontrolle entgegengenommen, im System registriert und dem Bürger bestätigt. 
Ein Wegzug kann nur mit einer gültigen Folgeadresse geschehen.
Neue Wohngemeinde Jede Wohngemeinde muss hinzugezogene Bürger registrieren, der Bürger muss sich 
daher in den ersten zwei Wochen nach Zuzug bei der Einwohnerkontrolle der neuen 
Gemeinde melden. Die Gemeinde dokumentiert zudem in einem ersten Schritt für die 
kantonale Gesundheitsdirektion den Krankenversicherungsstand der neuen Einwoh-
ner und kassiert für die erfolgte Registrierung die Bearbeitungsgebühr.
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Kantonales Strassen-
verkehrsamt
Das kantonale Verkehrsamt ist für die Führung des Fahrzeughalterregisters zuständig 
und benötigt dafür die aktuelle Anschrift aller Führerscheininhaber. Die am Schalter 
oder über das Onlineformular gemeldeten Adressänderungen werden im System 
nachgeführt und so möglichst aktuell gehalten.
Regionalzentrum neue 
Wohngemeinde oder  
Sektionschef
Die Angehörigen der Armee oder des Zivilschutzes unterliegen einer Meldepflicht. 
Änderungen von persönlichen Daten, von Wohnadresse und Beruf werden vom  
Sektionschef beziehungsweise dem Kreiskommando des Wohnortkantons oder dem 
Regionalzentrum entgegengenommen und registriert.
Kantonale Gesundheits-
direktion 
In der Schweiz herrscht eine Krankenversicherungspflicht. Die kantonale Gesund-
heitsdirektion muss daher den Versicherungsstand eines jeden neuen Einwohners 
prüfen. Über die Einwohnerkontrolle wird die Gesundheitsdirektion über neu ange-
meldete Bürger sowie deren aktuellen Versicherungsstand informiert. Bei einem 
nicht ausreichenden Versicherungsstand interveniert die Gesundheitsdirektion.
Akteure im Detail:
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Schweizer Post Um den Versorgungsauftrag sicherstellen zu können, benötigt die Post die aktuellen 
Adressen aller in der Schweiz wohnhaften Personen. Zudem sind für Leistungserbrin-
gung und Rechnungsstellung im eigenen oder im Auftrag für Dritte die aktuellen  
Adressdaten ebenfalls vonnöten.
Billag Mit den Radio- und Fernsehgebühren wird ein wichtiger Beitrag an den Service Public 
geleistet. Um Doppelabrechnungen zu vermeiden, benötigt die Billag die aktuellen 
Adressdaten der registrierten Beitragszahler.
Versorgungsunternehmen 
alte Wohngemeinde
Für die fristgerechte Leistungserbringung und Abrechnung ist die aktuelle Wohn-
adresse notwendig. Die Versorgungsbetriebe müssen über entfallende Leistungs-
bezüger informiert werden, um die Leistungserbringung und -verrechnung sicher-
stellen zu können.
Versorgungsunternehmen 
neue Wohngemeinde
Für die fristgerechte Leistungserbringung und Abrechnung ist die aktuelle Wohn-
adresse notwendig. Die Versorgungsbetriebe müssen über neue Leistungsbezüger  
informiert werden, um die Leistungserbringung und -verrechnung sicherstellen zu 
können.
Bank Damit Anspruchssteller genau identifiziert und Leistungen sicher erbracht werden  
sowie die Rechnungsstellung und Dokumentationspflicht dem korrekten Empfänger 
gegenüber erfolgen kann, werden aktuelle Adressdaten der Kunden benötigt.
Versicherungsgesellschaft Damit Policen genau berechnet und Leistungen sicher erbracht werden können sowie 
die Rechnungsstellung dem korrekten Empfänger gegenüber erfolgen kann, werden 
aktuelle Adressdaten benötigt.
Verlage und andere  
Unternehmen
Um Zeitungen und Zeitschriften oder andere Leistungen dem für sie bestimmten 
Kunden zustellen sowie Rechnungen stellen zu können, werden aktuelle Adressdaten 
benötigt.
Möglicher Einsatz eBürgerdossier:
Das eBürgerdossier kann als zentraler Daten- und Dokumentenspeicher fungieren. 
Adressänderungen werden im eBürgerdossier vorgenommen und automatisch bei 
den zu benachrichtigenden Stellen registriert. Notwendige Dokumente und Nach-
weise liegen im eBürgerdossier. Personen, die den Wohnort wechseln, können ihre 
Adressänderung somit in der ganzen Schweiz zentral online melden.
Nutzen:
Aufgrund der hohen Anzahl Umzüge pro Jahr ist der potenzielle Nutzen sehr hoch. 
Es profitieren die Privatpersonen, die sich den Gang auf die verschiedenen Behör-
den sparen und die Adressänderung und alle dazugehörigen Prozesse einfach on-
line erledigen können sowie die Verwaltungsstellen und speziell die Einwohner-
dienste, welche entlastet werden. Private Unternehmen profitieren zudem, da sie 
von ihren Kundinnen und Kunden strukturierte, verifizierte, elektronische Adress-
meldungen erhalten, die medienbruchfrei in ERP-Systeme, Datenbanken oder Fach-
anwendungen übernommen werden können. Gleichzeitig erhöht sich die Datenqua-
lität bezüglich Aktualität, Vollständigkeit und Verlässlichkeit, was zu einer Reduktion 
der Fehlerquote führt.
18 Prozess mit eBürgerdossier: Wer führt welche Handlung mit welchem Ergebnis aus?
19Zukünftiges Potenzial durch neue Technologien:
Zwei potenzielle zukünftige weitere Einsatzgebiete sind mit der Realisierung des 
eBürgerdossiers auf Basis des beschriebenen Anwendungsfalls denkbar. So wäre 
es zum einen möglich, dass ein Mix zwischen (gut skalierbaren) Plattformdienst-
leistungen und physischen Angeboten (z. B. Relocation Services) aufgeschaltet wer-
den könnte. So könnten beispielsweise Angebote zur Durchführung des Umzuges 
inklusive aller nötigen Ummeldungen an das eBürgerdossier angebunden werden. 
Der Bürger kann im eBürgerdossier den Service auslösen, der dann vollautoma-
tisch von Robotern (nächster Schritt der selbstfahrenden Autos wäre dann der ro-
boterunterstützte Umzug) ausgeführt wird.
Zum anderen wäre ein auf der Plattform des eBürgerdossiers laufender Chatbot 
(oder eine entsprechende App für die mobile Variante), also eine Art persönlicher 
digitaler Assistent, denkbar, der nach dem Umzug zum neuen Ort (Registrierung 
mittels GPS) nachfragt, ob man sich für alle wichtigen Dienstleistungen wie Ver-
sorgung, Post, Bank usw. angemeldet hat. Er gibt Links (oder Telefonnummern) zu 
den jeweiligen Seiten und schlägt weitere Dienstleistungen z. B. aus den Bereichen 
Gesundheit oder Unterhaltung vor. So könnte der Chatbot anhand der gespeicher-
ten Daten erkennen, dass wir am alten Wohnort ins Fitnessstudio gingen und ein 
neues Fitnessstudio mit derselben Ausstattung in optimaler Distanz vorschlagen. 
Der Chatbot könnte aber auch selbstständig am neuen Ort Angebote von Swiss-
com TV oder upc cablecom eruieren und auf Basis unseres Nutzungsverhaltens 
oder den registrierten Informationen und Vorlieben entsprechende Angebote un-
terbereiten. Die Wahl liegt dann beim Bürger, welche Dienstleistung er (neu) be-
ziehen möchte.
20 5.4 Abwicklung der Steuererklärung Privatpersonen
In der Schweiz sind über 3,4 Mio. Personen steuerpflichtig 21 und müssen daher je-
des Jahr eine entsprechende Steuererklärung ausfüllen und beim Gemeindesteuer-
amt einreichen. Die Bearbeitung erfolgt durch die kantonale Steuerverwaltung. Mitt-
lerweile verfügen alle Kantone über eine elektronische Ausfüllhilfe zur Steuererklä-
rungen, zudem steigt die Anzahl der Kantone, welche die direkte Übermittlung der 
Steuerdaten von Privatpersonen mittels Internet anbieten. In jedem Fall muss die 
Steuererklärung jedoch zusammen mit diversen Dokumenten (Lohnausweis(e), Be-
lege über Arbeitslosenversicherungstaggelder, Wertschriftenbelege, Quittungen, 
Krankheitskostenbelege usw.) fristgerecht eingereicht werden. Das Gemeindesteuer-
amt leitet die Steuererklärung mit allen Dokumenten an die kantonale Steuerver-
waltung weiter, welche die Steuererklärung bearbeitet, wobei in einigen Kantonen 
die physischen Datenangaben vorab digitalisiert werden. 
Ebene Bürger Steuerpflichtiger Bürger
Ebene Bund Keine
Ebene Kanton Kantonale Steuerverwaltung
Ebene Gemeinde Gemeindesteueramt
Ebene Privatwirtschaft Diverse Organisationen (mindestens Banken, Post, Arbeitgeber, Versicherungen,  
Spendenempfänger usw.)
Beteiligte Akteure:
Frau Marianna Hebel
Alter: 37 Jahre
Beruf: Rechtsanwältin
Wohnort: Zürich (ZH)
Tochter: 
• Emma Hebel (12 Jahre)
Hobbys: 
•  Laufen, Lesen und  
Klavier spielen
Grund Online-Steuer-
erklärung:
•  Komplexitätsreduktion 
und Struktur
Marianna Hebel hat vor Kurzem von ihrem Gemeindesteueramt das Steuererklärungsformu-
lar zugesandt bekommen. Sie möchte nun gern fristgerecht bereits Anfang des Jahres ihre 
Steuererklärung einreichen. Da sie im Kanton Zürich wohnt, kann sie die Steuererklärung 
nicht nur schriftlich oder per Computerprogramm ausfüllen, sondern auch direkt online bear-
beiten und einreichen. Sie entscheidet sich bewusst für die Onlinelösung, da sie so erstens 
nichts lokal bei sich installieren muss und zudem bei der Onlinebearbeitung der Steuererklä-
rung ebenfalls einen Eingabeassistenten mit Erklärungen und Wegleitungen zur Verfügung 
hat. Mittels des auf dem Steuerformular hinterlegten Identifikationscodes ordnet sie die 
Steuererklärung ihrer Person zu und kann so auch Daten aus Vorjahren einfach übernehmen. 
Am Schluss der Datenübermittlung muss sie aber die erstellte Freigabequittung dennoch 
ausdrucken, unterschrieben und mit dem dazugehörenden Beilagenverzeichnis sowie den 
darauf aufgeführten Originalbelegen beim zuständigen Gemeindesteueramt per Post ein-
reichen. Der Grund dafür ist die gesetzlich vorgeschriebene handschriftliche Unterschrift  
sowie der Urkundencharakter von gewissen Dokumenten.
Daher hat sie über das Jahr hinweg überall relevante Quittungen und Belege gesammelt.  
Allerdings braucht sie von einigen Organisationen auch noch offizielle Aufstellungen zu  
steuerrelevanten Positionen. Diese kann sie grösstenteils online, z.B. bei ihrer Bank oder 
Pensionskasse, beziehen bzw. bekommt sie automatisch Anfang des Jahres zugesendet.  
Sie weiss schon heute, dass sie nach dem eigentlichen Ausfüllen der Steuererklärung mit 
der Liste der benötigten Beilagen vor ihrem Dokumentenstapel sitzen wird und alles zu-
sammenstellen bzw. fehlende Belege organisieren muss.
Kurzbeschreibung auf Akteursebene:
21 vgl. Bundesamt für Statistik (2016). Anzahl steuerpflichtiger Privatpersonen 2010
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Bürger Der jeweilige Bürger trägt die Verantwortung, seine Steuererklärung wahrheitsge-
mäss für das jeweils vergangene Steuerjahr auszufüllen, alle Angaben wenn nötig  
mit entsprechenden Belegen, Dokumenten oder Urkunden zu belegen und fristge-
recht an das für ihn zuständige Gemeindesteueramt zu senden.
Gemeindesteueramt Das Gemeindesteueramt fungiert als Schnittstelle zum Bürger. Es ist für den Versand 
sowie die Entgegennahme der Steuerformulare zuständig ebenso wie für die Über-
mittlung der eingegangenen Unterlagen an die kantonale Steuerverwaltung und den 
Versand des Steuerbescheides an den Bürger. Es bleibt auch bei Einsprüchen seitens 
des Bürgers Ansprechpartner und übermittelt etwaige Anträge an die kantonale 
Steuerverwaltung.
Kantonale Steuer-
verwaltung
Das kantonale Steueramt ist für die Prüfung der Steuererklärung und die Ausstellung 
des Steuerbescheids zuständig. Es nimmt die Unterlagen des Gemeindesteueramtes 
entgegen (in manchen Kantonen werden die Unterlagen für die Bearbeitung dabei 
zentral digitalisiert) und gibt den ausgestellten Steuerbescheid wieder an das  
Gemeindesteueramt zurück.
N
ic
ht
 o
bl
ig
at
or
is
ch
e 
pr
iv
at
e 
un
d 
öf
fe
nt
lic
h
e 
O
rg
an
is
at
io
n
en
Arbeitgeber Alle Arbeitgeber müssen für ihre Mitarbeitenden Lohnausweise ausstellen. Darin 
müssen nebst dem Lohn auch alle anderen Leistungen und Vorteile deklariert  
werden, von denen die Arbeitnehmenden im Zusammenhang mit ihrer Anstellung 
profitiert haben. Zudem stellt der Arbeitgeber Ende des Jahres eine Übersicht der  
bezogenen Leistungen sowie der abgezogenen Vorsorgebeiträge zusammen.
Bank(en) und Finanz-
dienstleister
Banken und Finanzdienstleister sind verpflichtet, ihren Kunden Gutschriftenanzeigen 
über erhaltenen Zinsen sowie Ertragsabrechnungen für alle Aktien, Partizipations- und 
Genussscheine, GmbH- und Genossenschaftsanteile oder Anlagefonds auszustellen. 
Zudem müssen sie Wertschriftenverzeichnisse, Kauf- und Verkaufsbelege von Obliga-
tionen oder Aktien, Bescheinigungen über Schulden und bezahlte Schuldzinsen sowie 
Dokumentationen über geleistete Beiträge an die Säule 3a zur Verfügung stellen.
Vorsorgekassen Die Vorsorgekassen stellen als Grundlage für die Steuererklärung des Bürgers  
diverse Bescheinigung aus. Die Arbeitslosenkasse dokumentiert bezogene Taggelder 
und die Pensionskasse bescheinigt Beitragsleistungen, sofern sie nicht im Lohnaus-
weis enthalten sind. Zudem stellt sie eventuelle Rentenbescheinigungen als Grund-
lage für die Steuererklärung aus.
Krankenversicherungen Krankenkassen müssen ihren Kunden am Ende jedes Jahres Belege über die selbst 
bezahlten Krankheitskosten ausstellen.
Gemeinnützige  
Organisationen und  
Vereine
Jeder Verein, jede gemeinnützige Organisation sowie andere Empfänger von Spenden 
müssen die erhaltenen Leistungen dokumentieren und dem Spender eine entspre-
chende Quittung für die Steuererklärung ausstellen.
Kantonales Steueramt 
und/oder Gemeinde-
steueramt
Die Liegenschaftssteuer wird entweder vom Kanton oder den Gemeinden, aber auch 
von beiden gleichzeitig auf den in ihrem Gebiet gelegenen Grundstücken erhoben. 
Die erhebenden Organisationen sind verpflichtet, den Besteuerten Unterlagen zu der 
bezahlten Liegenschaftssteuer auszustellen.
Weitere leistungs-
erbringende  
Organisationen
Alle Organisationen, die in irgendeiner Form Leistungen erbringen, sind dazu ver-
pflichtet, entsprechende Quittungen und Belege auszustellen. Für die Steuererklä-
rung relevant sind besonders jene Organisationen, die Leistungen im Bereich der 
Kundenbetreuung, Beförderung und Verpflegung (Arbeitswegkosten und auswärtige 
Verpflegung) oder Weiterbildung erbringen. Zudem relevant sind Organisationen,  
die Leistungen des Liegenschaftsunterhalts oder der Liegenschaftsbetreibung und 
Verwaltung erbringen.
Akteure im Detail:
23Möglicher Einsatz eBürgerdossier:
Das eBürgerdossier kann als zentraler Zugriffspunkt für alle steuerrelevanten Da-
ten und Dokumente dienen. Notwendige Dokumente und Nachweise liegen immer 
aktuell im eBürgerdossier und können mit einer einzigen Interaktion vom Bürger 
der Steuererklärung beigefügt oder von der Steuerverwaltung aus dem jeweiligen 
eBürgerdossier bezogen werden. Zudem kann das eBürgerdossier gewährleisten, 
dass Steuererklärungen ohne physische Unterschrift und damit ohne physischen 
Versand vollständig und rechtssicher eingereicht werden können.
Nutzen:
Aufgrund der hohen Häufigkeit des Anwendungsfalles sowie der Vielzahl benötig-
ter Dokumente ist der potenzielle Nutzen sehr hoch. Es profitieren die Privatper-
sonen, die sich das Zusammensuchen der verschiedenen Belege und Dokumente 
bei unterschiedlichen Unternehmen und/oder Behörden ersparen. Gleichzeitig kann 
auf die Sammlung und Übermittlung der Steuerdaten durch das Gemeindesteuer-
amt sowie die teilweise anfallende Digitalisierung durch die kantonalen Steueräm-
ter verzichtet werden und ggf. können automatisch alle/bestimmte notwendige 
Daten und Dokumente zen¬tral aus dem eBürgerdossier bezogen werden. Zudem 
profitieren private Unternehmen, da sie zur Bereitstellung der notwendigen Doku-
mente auf die aktuellen Daten im eBürgerdossier zugreifen können und so von ih-
ren Kundinnen und Kunden strukturierte, verifizierte, elektronische Daten erhal-
ten, die medienbruchfrei in ERP-Systeme, Datenbanken oder Fachanwendungen 
übernommen werden können. Gleichzeitig erhöht sich die Datenqualität bezüglich 
Aktualität, Vollständigkeit und Verlässlichkeit, was zu einer Reduktion der Fehler-
quote führt.
Zukünftiges Potenzial durch neue Technologien:
Zukünftig könnte das eBürgerdossier durch verschiedene flankierende Services 
oder intelligente Assistenzsysteme erweitert werden. Beispielsweise könnte der 
Antrag auf Fristverlängerung leicht kantonsübergreifend direkt ins eBürgerdossier 
integriert werden. Zudem wäre eine stärkere Vernetzung der Online-Steuererklä-
rungs-Tools der Kantone und des eBürgerdossiers denkbar. Die Tools werden vir-
tuell in das eBürgerdossier eingebettet. Das heisst, der Bürger erledigt alles in der 
Oberfläche des eBürgerdossiers, im Hintergrund ist aber der jeweilige Onlinedienst 
der Kantone aktiv. 
Auch wäre eine individuelle und automatisierte Steuerplanung und Steuerberatung 
über intelligente Programme denkbar, die auf Basis der abgelegten, steuerrelevan-
ten Informationen eine steueroptimierte Finanzplanung für den Bürger erarbeiten. 
Dies würde in einer automatisierten Steuererklärung münden. Das heisst, der Soft-
wareassistent scannt, analysiert und verarbeitet die abgelegten Dokumente und 
strukturierten Daten, füllt auf deren Basis selbstständig die Steuererklärung aus 
und macht dem Bürger zudem Vorschläge für steueroptimierende Investments oder 
Handlungsoptionen. Je nach Auswahl und Freigabe des Bürgers werden diese Ak-
tionen dann durch das System umgesetzt und die Steuererklärung entsprechend 
angepasst. Der Bürger kann somit direkt im eBürgerdossier steuerrelevante Ent-
scheidungen treffen und die eigentliche Steuererklärung wird zum reinen Entschei-
dungsoutput. Die Steuer wird auf Basis der individuellen Daten vollautomatisch 
optimiert, die Steuererklärung automatisch ausgefüllt und zusammen mit den re-
levanten Informationen übermittelt.
24 Prozess mit eBürgerdossier: Wer führt welche Handlung mit welchem Ergebnis aus?
255.5 Smart Participation
Neben der klassischen Vernehmlassung, in der neue Gesetze, internationale Verträge 
und andere gewichtige politische Vorhaben zuerst von Experten als Entwurf ausge-
arbeitet werden 22, gibt es eine Vielzahl von Petitionen und Unterschriftensammlun-
gen. Während bei der Vernehmlassung der Bundesrat die Vernehmlassung verschickt, 
d. h., er bittet Kantone, politischen Parteien und Verbände um ihre Meinung zum Ent-
wurf, ist die sonstige politische Partizipation vom Engagement Einzelner innerhalb 
ihrer politischen Umgebung abhängig. In beiden Fällen soll letztlich eine tragfähige 
Vorlage erarbeitet werden, die Einfluss auf die politische Ausgestaltung der Schweiz 
hat. Vernehmlassungen wie Bürgerinitiativen sind offen für Einzelpersonen, alle Bür-
ger können ihre Meinung einbringen.
Ebene Bürger Bürger, die sich im Rahmen der Vernehmlassung zum Entwurf äussern wollen
Ebene Bund Bundesrat als offizieller Absender der Vernehmlassung
Bundeskanzlei als Organisatorin der Vernehmlassungen
Bundesämter / Expertenkommissionen als Verfasser von Entwürfen
Ebene Kanton Adressat von Vernehmlassungen
Ebene Gemeinde Grundsätzlicher Adressat von Vernehmlassungen
Ebene Privatwirtschaft Verbände als häufiger Adressat von Vernehmlassungen
Politische Parteien als Adressat von Vernehmlassungen
Unternehmen als grundsätzliche Adressaten von Vernehmlassungen
Beteiligte Akteure:
Herr François Roux
Alter: 22 Jahre
Beruf: Student
Wohnort: Lausanne (VD)
Familie: 
• In einer Partnerschaft
Hobbys: 
•  Sport und Gesell-
schaftsspiele
Grund Aktionen:
•  Einbezug der Bürger in 
politische Entscheidun-
gen und Förderung der 
E-Demokratie
Herr Roux ist Student an der EPFL in Lausanne und engagierter Jungpolitiker. Er hat vor, in 
den kommenden Wahlen für den Gemeinderat zu kandidieren, was sehr viel Arbeit und Enga-
gement bedeutet. Herr Roux hat eine Mission: Er will die politische Partizipation von 18- bis 
25-jährigen unter Nutzung des Webs und sozialer Medien erhöhen. Dies ist nötig, weil nur ein 
Drittel dieser Altersklasse an Abstimmungen teilnimmt. 
E-Participation ist seine Lösung und darunter versteht er:
1.  E-Informationen: Alle Bürger mit umfassenden Informationen versorgen, damit sie Ent-
scheidung treffen können.
2.  E-Konsultationen: Die Bürger zu politischen Angelegenheiten befragen – ihre Meinung 
ernst nehmen.
3.  E-Entscheidungen: Die Bürger an politischen Entscheiden teilhaben lassen – Wahlen und 
Abstimmungen online durchführen.
Herr Roux nutzt die sozialen Medien wie Twitter, Facebook und Instagram stark für seine poli-
tischen Anliegen. Auf Facebook hat er bereits 1375 Freunde, auf Twitter 500 Follower, die sei-
nen Botschaften folgen. Instagram nutzt er, um seine bereits berühmten Strassenaktionen zu 
dokumentieren, die sich gegen die Gentrifizierung von Lausanne richten. Politik im Netz ist 
eine Herausforderung. Die zahlreichen, von ihm mitinitiierten Onlinepeti tionen haben wenig 
Zulauf. Wenn man Glück hat, verbreitet sich der Aufruf viral, sonst hat man Mühe, eine statt-
liche Anzahl von Unterzeichnenden zusammenzubringen. Das von ihm mitgestaltete Postulat 
für Onlinekonsultationen als Erweiterung des Vernehmlassungsverfahrens wurde abgelehnt. 
Informationen zu Themen streut er via Links mittels den sozialen Netzwerken. Dadurch er-
reicht er seine Freunde und die Freunde seiner Freunde. Der Kreis ist jedoch zu klein, um flä-
chendeckend fundierte Informationen zu verteilen. Die Sache mit der «vote electronique» ist 
auch ziemlich schiefgelaufen, da der Bundesrat das System nicht zugelassen hat. Ein Teil der 
Auslandschweizer und die Nachbarkantone Neuenburg und Genf können elektronisch wählen – 
die grosse Mehrheit wählt weiterhin analog. So steht Herr Roux weiterhin lange Tage am 
Strassenrand, nimmt rege an Veranstaltungen teil, verteilt Flyer, sammelt Unterschriften von 
Hand und organisiert Aktionen gegen die Gentrifizierung. Bürgerkonsultationen organisiert er 
über den Quartierverein und lädt dazu Exponenten der Lokalpolitik und Behördenvertreter ein.
Kurzbeschreibung Akteursebene:
22 Bundeskanzlei (2016).
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Bürger Der jeweilige Bürger partizipiert am politischen Leben, indem er Informationen zu 
aktuell relevanten Themen erhält, indem er im Rahmen von Vernehmlassungen  
direkt nach seiner Meinung gefragt wird und indem er elektronisch politische Ent-
scheidungen fällt.
Behörden auf Stufe Bund, 
Kanton und Gemeinde
Die Behörden des Bundes, der Kantone und der Gemeinden sind auf die Partizipation 
der Bürger angewiesen, um bürgernahe Entscheidungen zu treffen, die politische  
Mitwirkung sicherzustellen und gute Gesetze vorzubereiten. Ist ein Vorhaben von  
erheblicher politischer, finanzieller, wirtschaftlicher, ökologischer, sozialer oder kul-
tureller Tragweite, soll dieses auf Vollzugstauglichkeit und Akzeptanz geprüft werden 
(z. B. Vernehmlassungsverfahren als Beteiligung zur Entscheidfindung).
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en Politische Parteien Politische Parteien jeglicher Couleur interagieren mit dem Bürger. Sie werben um 
Stimmen bei Wahlen, lancieren (Volks-)Initiativen, verfassen Petitionen und Postu-
late, führen Befragungen ihrer Mitglieder durch und versuchen, die Gesetzgebung 
entsprechend zu beeinflussen.
Private und öffentliche 
Organisationen oder  
Personen
Interessengruppen verschiedenster Art (Vereine, Aktionsbündnisse, Anwohner usw.) 
versuchen, Einfluss auf die Politik zu nehmen. Hierfür brauchen sie die Unterstützung 
der Bürger. Sie versuchen, den Bürger zu mobilisieren, um Druck auf Politik und  
Behörden aufzubauen.
Akteure im Detail:
27Möglicher Einsatz eBürgerdossier:
Einerseits könnten sich die Bürger via eBürgerdossier einfacher zu dem Entwurf 
eines politischen Textes äussern bzw. ihre Zustimmung via Unterschrift geben, weil 
sie automatisch informiert, identifiziert sowie authentifiziert würden und ihre Stel-
lungnahme so elektronisch übermitteln könnten. Andererseits hat das eBürgerdos-
sier auch Potenzial, die Stellungnahmen der offiziellen Adressaten auf dieselbe 
Weise zu vereinfachen und zusätzlich die Zusammenarbeit zur Verfassung politi-
scher Initiativen oder gemeinsamer Stellungnahmen zu unterstützen.
Nutzen:
Für den Bürger bietet die Verknüpfung von eBürgerdossier und Vernehmlassun-
gen/Petitionen eine Vereinfachung für die politische Partizipation. Falls auch Ver-
bände und insbesondere die Kantone für die Vernehmlassung via eBürgerdossier 
gewonnen werden können, gibt es bei 50 Vernehmlassungen pro Jahr wohl einiges 
Potenzial zur Effizienzsteigerung bei der Formulierung und Übermittlung der Stel-
lungnahme. Hinzukommen unzählige Unterschriftensammlungen und Petitionen. 
Auch der Bund dürfte den Versand und die Auswertung effizienter gestalten kön-
nen, wenn die Kommunikation vorwiegend elektronisch erfolgt, allerdings ist die 
Bundeskanzlei bereits heute für eine effiziente Durchführung ausgerüstet.
Zukünftiges Potenzial durch neue Technologien:
Die Zukunft der Smart Participation ist Open Government. Diese Art des E-Govern-
ments beinhaltet eine aktive Onlineteilnahme der Bürger über eine Social-Media-
Plattform à la Facebook als gemeinsame Smart Participation-Plattform. Diese er-
laubt neben der Verteilung von Information und neben der Kommunikation mit dem 
Bürger auch die politische Gemeinschaftsbildung.
Die Bürger vernetzen sich über ein Empfehlungssystem wie bei Smart vote, wo sich 
Gleichgesinnte finden und Gruppen bilden (z. B. Bewohner eines Quartiers oder In-
teressengemeinschaften). Solche Systeme sind intelligent und lernen maschinell, 
um sich immer besser auf die Benutzer anzupassen (automatisierte Personalisie-
rung). Es gibt Aufrufe zur Meinungsäusserung wie Bürgerbefragungen, Petitionen 
oder Konsultationen gemäss den Interessen oder des Wohnorts der Bürger. Dar-
auf basierend kann ein sogenanntes Public Memory (ein öffentliches Gedächtnis) 
aufgebaut werden, welches zum Political Controlling verwendet werden kann, im 
Sinne von: wurde die Meinung der Bürger ernst genommen oder verhalten sich ge-
wählte Interessenvertreter gemäss ihren Wahlversprechungen.
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295.6 Registerauszüge und Ausweise des Zivilstandswesens
In Verfahren mit Verwaltungen, Registern und Gerichten, aber auch im Verkehr mit 
Privaten (Banken, Vermieter) werden Auszüge, Ausweise und beglaubigte Kopien 
traditionell als Papierbelege beigefügt. Ausweise, Urkunden, Registerauszüge wie 
auch Entscheide und Verfügungen im Justizbereich sollen von Berechtigten in elek-
tronischer Form signiert bezogen und ausgetauscht, d. h. zu anderen Geschäftspro-
zessen beigefügt werden.
Ebene Bürger Besteller
Ebene Bund Bundesamt für Justiz
Ebene Kanton Handelsregisteramt, Grundbuch-, Betreibungsämter, Notariate, Gerichte usw.
Ebene Gemeinde Betreibungsämter, Zivilstandsamt, Notariate usw.
Ebene Privatwirtschaft Verschiedene juristische Personen (Notare, Vermieter, Banken usw.)
Beteiligte Akteure:
Frau Melanie Müller
Alter: 38 Jahre
Beruf: Marketing-Leiterin
Wohnort: Hochdorf (LU)
Familie: 
•  Robert Müller  
(Ehemann)
•  Laura Müller (9 Jahre)
•  Luca Müller (11 Jahre)
Hobbys: 
•  Lesen und Reisen
Grund Bestellung:
•  Austausch von diversen 
Daten/Dokumenten mit 
Behörden und Privaten
Frau Müller hat es sich gut eingerichtet. Sie wohnt seit einem Jahr in einer 5,5-Zimmer-Dach-
wohnung im idyllischen Hochdorf mit ihrem ebenfalls gut verdienenden Mann und ihren bei-
den Kindern Laura und Luca. Gearbeitet wird in Luzern. 
Frau Müller hat mit ihrem Mann und den Kindern verschiedene Pläne geschmiedet. So über-
legt sich die Familie, ein Einfamilienhaus in Hochdorf zu kaufen. Das Objekt ist bereits gefun-
den, jetzt gilt es, Abklärungen zu treffen. Hierfür will Frau Müller den Grundbuchauszug des 
Objekts beim zuständigen Grundbuchamt bestellen. Als zukünftige Grundstückbesitzer sollten 
sie über alle Einträge im Grundbuch informiert sein. Auch die Bank möchte bei einem Hypo-
thekargeschäft über allfällige Dienstbarkeiten und Pfandrechte informiert sein.
Zudem gibt es da noch ein privates Projekt, das Frau Müller sehr am Herzen liegt. Bei ihrer 
letzten Familienreise nach Osteuropa hat die Familie ein Waisenhaus in Russland besucht. Sie 
überlegen sich, eines dieser Kinder aufzunehmen. Nach dem Besuch eines Informationsanlas-
ses hat sie das Verfahren bei der kantonalen Adoptionsbehörde eingeleitet. Für das Dossier 
zur Bescheinigung der Eignung zur Adoption sind diverse amtliche Dokumente nötig. Gefor-
dert werden neben dem Betreibungsregisterauszug ein Strafregisterauszug und ein Nachweis 
zum registrierten Familienstand der Zivilstandsbehörde der Heimatgemeinde oder einen Fami-
lienausweis. Zusätzlich muss die unterschriebene Unterhaltsverpflichtung für Adoptionen aus 
dem Ausland notariell beglaubigt werden.
Frau Müller nimmt sich einen Nachmittag frei, um alle «Behördenangelegenheiten» auf einmal 
zu erledigen. Noch vor dem Mittag beglaubigt sie beim Beglaubigungsdienst der Staatskanzlei 
des Kantons Luzern die Unterhaltsverpflichtung. Aufgrund der beschränkten Öffnungszeiten  
(8 bis 11.30 und 14 bis 17 Uhr) muss sie schon vor 11 Uhr ihre Arbeitsstelle verlassen. Frau 
Müller hofft, dass sie alle anderen Angelegenheiten online erledigen kann. Zu Hause ange-
kommen, bestellt sie über den Onlineschalter der Gemeinde Hochdorf den Familienausweis  
via Onlineformular. Den Betreibungsregisterauszug muss sie telefonisch beim Betreibungsamt  
bestellen. Zuletzt bestellt sie die Strafregisterauszüge für ihren Mann und sich selbst auf der 
Webseite des Bundesamts für Justiz. Beim Besuch der Webseite bemerkt sie, dass sie den  
Betreibungsauszug auch hier online hätte bestellen können. Das Auskunftsgesuch wird am 
Bildschirm ausgefüllt. Danach wird ein Formular erzeugt, das auszudrucken, zu unterzeichnen 
und an die voradressierte Stelle – Betreibungsamt Hochdorf – einzusenden ist.
Über die Webseite grundbuch.lu.ch, einem Onlinedienst des Kantons, kann sie den Grund-
buchauszug des besagten Grundstückes bestellen – sofern sie die Grundstücknummer kennt.
Kurzbeschreibung Akteursebene:
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Bürger Der jeweilige Bürger hat im Zusammenhang mit Bewerbungen, Grundstücks- und  
Hypothekargeschäften sowie Entscheiden in Zivil-, Betreibungs-, Konkurs- und Straf-
verfahren die Aufgabe, Originale und beglaubigte Belege beizufügen.
Zivilstandsamt Gemeinde Das Zivilstandswesen ist auf Gemeindeebene organisiert. Das Zivilstandsamt bewirt-
schaftet die Zivilstandsdaten. Wo welche Zivilstandsdokumente, -auskünfte ausge-
stellt werden, hängt von der Art der Daten ab: Heimatschein, Personenstandsaus-
weis, Ausweis über den registrierten Familienstand und Familienausweis werden beim 
Zivilstandsamt des Heimatortes ausgestellt; Trauungsurkunde und Partnerschaftsur-
kunde werden beim Zivilstandsamt des Trauungsortes bzw. Eintragungsortes ausge-
stellt; die Geburtsurkunde wird beim Zivilstandsamt des Geburtsortes ausgestellt; 
die Bestätigung einer Kindsanerkennung wird beim Zivilstandsamt des Anerken-
nungsortes ausgestellt; eine Todesanerkennung wird beim Zivilstandsamt des Todes-
ortes ausgestellt.
Betreibungsamt  
Gemeinde
Das Betreibungswesen ist auf Gemeindeebene organisiert. Den Betreibungsregister-
auszug bzw. eine Betreibungsauskunft wird im Betreibungsamt der Wohnsitzge-
meinde ausgestellt.
Grundbuchamt Kanton Das in aArt. 942 ff. ZGBA geregelte eidgenössische Grundbuch ist das Register über 
Bestand und Umfang privater Rechte an Grundstücken. Es umfasst das Tagebuch, 
das Hauptbuch, die Grundstückbeschreibung, die Pläne, welche auf der amtlichen 
Vermessung beruhen, die Belege und die Hilfsregister. Das Grundbuch ist im Kanton 
Luzern nach Einwohnergemeinden angelegt und elektronisch geführt (Grundstücks-
Informationssystem GRAVIS).
Bundesamt für Justiz Das Bundesamt für Justiz betreibt einen Betreibungsschalter, wobei das Auskunftsge-
such am Bildschirm ausgefüllt wird. Danach wird ein Formular erzeugt, das auszudru-
cken, zu unterzeichnen und an die voradressierte Stelle (zuständiges Betreibungsamt 
auf Gemeindeebene) einzusenden ist. Das Eidgenössische Amt für das Zivilstandswe-
sen als Teil des Bundesamts für Justiz übt die Oberaufsicht im Zivilstandswesen aus 
und betreibt das elektronische Zivilstandsregister (Informatisiertes Standesregister 
Infostar).
Das Bundesamt für Justiz gewährt Einsicht ins Strafregister, beglaubigt Strafregister-
auszüge und gewährt Zugangsrechte für Behörden über das Strafregister-Informa-
tionssystem VOSTRA. Strafregisterauszüge können heute via Internet bestellt wer-
den. Der Prozess ist nicht medienbruchfrei, weil ein Identitätsnachweis erbracht 
werden muss, welcher postalisch mit dem ausgedruckten Formular unterzeichnet ein-
zusenden ist. Der Privatauszug kann auch als elektronisches, digital signiertes Doku-
ment bestellt werden. Der Bezug geschieht hier über ein Passwort oder die SuisseID. 
Der Strafregisterauszug kann alternativ persönlich unter Vorlage eines Identitätsaus-
weises am Postschalter bestellt und bezahlt werden.
Private sowie öffentliche 
Organisationen und  
Personen
Die vom Bürger bestellten Belege werden in diversen nachgelagerten Geschäftspro-
zessen weiterverwendet. Anwendungsbeispiele hierfür sind: Belege im Bewerbungs-
prozess für Stellen und Mietwohnungen, Belege für den Wohnungskauf, Belege in 
Verfahren des Rechtswesens usw.
Akteure im Detail:
32 Möglicher Einsatz eBürgerdossier:
Das eBürgerdossier kann als zentraler Daten- und Dokumentenspeicher sowie 
als Austauschplattform fungieren. Die signierten Dokumente können von den 
Behörden hochgeladen und vom Bürger distribuiert werden. Zusätzlich können die 
Stammdaten der Person jeweils übernommen respektive abgeglichen werden.
Nutzen:
Aufgrund der grossen Anzahl Auszüge pro Jahr und die Integration signierter elek-
tronischer Dokumente in die Geschäftsprozesse verschiedenster Akteure wird der 
Nutzen als sehr hoch eingeschätzt. Alle Akteure profitieren von kürzeren Durch-
laufzeiten und medienbruchfreien Prozessen in ERP-Systemen und Fachanwendun-
gen. Der Bürger profitiert direkt von einer Vereinfachung des Bestellungs- und Ein-
reichungsprozesses. Zusätzlich können Gebühren und Versandkosten gesenkt 
werden.
Zukünftiges Potenzial durch neue Technologien:
In der Zukunft sollte der Prozess der Bestellung beglaubigter Auszüge und Doku-
mente aus amtlichen Registerdaten über eine integrale (und kognitive) Plattform 
abgewickelt werden können, die Teil des eBürgerdossiers ist und die jeweiligen 
Tasks regelbasiert oder durch selbstständiges maschinelles Lernen eigenständig, 
richtig und zuverlässig adressiert. Das eBürgerdossier würde dann Vorschläge für 
weitere interessante oder wichtige Dokumente liefern, welche auf sogenannter 
Semantic-Web-Technologie wie beispielsweise Synonymitäts- oder Ähnlichkeits-
massen beruhen. Dies könnte sich z.B. in Form eines unterliegenden Empfehlungs-
systems äussern, das darauf hinweist, dass Personen, die nach dieser Information/
diesem Dokument gesucht haben, auch jenes Dokument oder jene Informationen 
hilfreich fanden.
Um dieser im eBürgerdossier integrierten kognitiven Plattform erste entsprechende 
Basisinformationen beizubringen, könnten ein Write-A-Thon vorbereitet werden 
(vgl. Honolulu/Oakland Answers von Code for America). Auf diesen Basisinforma-
tionen basierend, könnte das kognitive System durch maschinelles Lernen sich 
selbstständig verbessern.
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Lebenslange Aus- und Weiterbildung betrifft heute fast jeden Bürger und jede Bür-
gerin. Die Angebote sind sehr vielfältig. Von staatlichen Ausbildungen über private 
Ergänzungsangebote, staatlich finanzierten Schulen und Universitäten bis zu ganz 
Privaten bieten Tausende von Schulen Weiterbildungen an. Bürgerinnen und Bürger 
wollen ihre Aus- und Weiterbildung in ihrem Lebenslauf festhalten, um sie bei Be-
werbungen nachzuweisen. Unternehmen und die Verwaltung wollen die Aus- und 
Weiterbildung von Bewerber/innen und Mitarbeitenden zuverlässig und schnell er-
kennen können. Stellenvermittler helfen, das Angebot und die Nachfrage nach Ar-
beitskräften zusammenzuführen. Auch für das schnelle Erkennen von Übereinstim-
mungen in Angebot und Nachfrage sind zuverlässige Angaben über abgeschlossene 
Aus- und Weiterbildungen wichtig. Heute stellt jeder seinen Lebenslauf individuell 
zusammen. Bewerbungsverfahren sind individuell strukturiert und der Nachweis von 
Aus- und Weiterbildungen verläuft mittels kopierten Zertifikaten unstrukturiert. Eine 
gemeinsame Datenbasis für das Abrufen von Aus- und Weiterbildungszertifikaten für 
Arbeitnehmer/innen und Arbeitgeber/innen würde das Erstellen von Lebensläufen, 
Bewerbungsprozessen, die Identifikation sinnvoller Weiterbildungen und vieles mehr 
vereinfachen und mehr Transparenz in die Angebote und die Nachfrage bringen. 
Ebene Bürger Schüler/innen, Student/innen, Personen, die sich weiterbilden und/oder eine Stelle suchen
Ebene Bund SBFI, EHB, SECO (Direktion für Arbeit)
Ebene Kanton Bildungsdirektionen, Direktionen für Wirtschaft und Bildung
Ebene Gemeinde Volksschulen, Universitäten usw.
Ebene Privatwirtschaft Private Bildungsinstitute, Zertifizierungsstellen, Stellenvermittler, Job-Plattformen
Beteiligte Akteure:
Herr Johannes Becker
Alter: 32 Jahre
Beruf: IT-Spezialist
Wohnort: Bern (BE)
Familie: 
• ledig
Hobbys: 
•  Geotracking und Reiten
Grund für Weiter-
bildungen:
•  Chancen auf dem  
Arbeitsmarkt erhöhen 
und up to date bleiben
Herr Becker ist IT-Spezialist und arbeitet bereits seit 5 Jahren für ein Berner Unternehmen. 
Im Vorfeld war er bereits bei zwei weiteren Arbeitgebern beschäftigt und hat diverse Aus- 
und Weiterbildungen absolviert, sowohl an der Fachhochschule als auch bei privaten Bil-
dungsinstitutionen. Nun beabsichtigt Herr Becker, einen weiteren Schritt in seiner Karriere zu 
unternehmen. Er will sich für einen MBA an einer renommierten Business School anmelden. 
Dazu muss Herr Becker nicht nur seinen Lebenslauf mit allen aktuellen Daten versehen und 
gestalten, sondern auch Arbeitszeugnisse organisieren, seine Diplome und Zertifikate kopie-
ren und beglaubigen lassen. Herr Becker hat darin Erfahrung, schliesslich stehen all diese 
Schritte vor jedem beabsichtigten Stellenwechsel und jeder Bewerbung für einen Aus- oder 
Weiterbildungsplatz an. Zwar sind seine Angaben und die diversen Dokumente bereits digital 
auf einschlägigen Jobplattformen hinterlegt, aber wie er feststellen muss, nützt ihm das 
nicht viel, da die Business School, bei der er sich bewerben möchte, ihre eigene Plattform 
mit eigenem Eingabesystem und eigener Dokumentenablage hat.
Deshalb verbringt Herr Becker momentan seine Abende damit, die Informationen über sich 
zu aktualisieren und auf dem Portal der Business School zu hinterlegen. Die Beglaubigungen 
plant er an einem freien Nachmittag zu organisieren, da die dafür infrage kommenden Insti-
tutionen nur während seiner Arbeitszeit geöffnet haben.
Die Ausbildung finanziert Herr Becker privat, da er hofft, sich im Anschluss auf eine höhere 
Position bewerben zu können. Zwar ist der Andrang auf die begehrten Studienplätze trotz 
horrender Studiengebühren gross, Herr Becker ist sich aber relativ sicher, dass die gewon-
nene Qualifikation ihm helfen wird, seinen Arbeitswert zu steigern. Ganz sicher ist er sich 
aber doch nicht, da es keine zentrale und valide Übersicht bezüglich Angebot und Nachfrage 
bestimmter Qualifikationen oder Ausbildungen gibt.
Er weiss, dass er nach seinem Abschluss alle seine Daten erneut aktualisieren muss, damit 
er potenzielle neue Arbeitgeber und Stellenvermittler schnell auf sich aufmerksam machen 
kann. Nach einem Jobwechsel geht es dann wieder los, digitale und analoge Profile mit  
Daten und Arbeitszeugnissen zu vervollständigen.
Kurzbeschreibung Akteursebene:
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Bürger Der Bürger ist in einem Prozess des lebenslangen Lernens. Ausbildung, Weiterbil-
dung, Arbeitserfahrungen oder Zusatzausbildungen müssen für eine attraktive Ver-
marktung auf dem Arbeitsmarkt immer aktuell in den Lebenslauf eingearbeitet und 
entsprechend belegt sein.
Öffentliche Bildungs-
institutionen (Volks-
schulen, Universitäten 
und Fachhochschulen) 
Die Aufgabe dieser staatlich geförderten Institutionen ist es, für die Allgemeinheit ge-
eignete Bildungsangebote zu erarbeiten und bereitzustellen. Sie garantieren für die 
Qualität der Ausbildung gemäss der gesetzlich festgelegten Parameter. Dazu stellen 
sie Diplome, Zeugnisse, Urkunden oder Zertifikate aus, die eine erfolgreiche Aus- und 
Weiterbildung des Inhabers bescheinigen. Sie besitzen ebenfalls das Recht, die Echt-
heit dieser Dokumente zu bescheinigen bzw. entsprechende Kopien zu beglaubigen.
Private Bildungs-
institutionen (Club-
schulen, Zertifizierungs-
stellen usw.)
Es existiert eine Vielzahl von nicht öffentlichen Bildungsinstitutionen. Träger solcher 
Einrichtungen sind beispielsweise Unternehmen, Interessenverbände, Vereine oder 
auch einzelne Personen. Teilweise sind Bildungsinstitutionen auch integrierter Teil 
von Organisationen und in deren Prozessen als Teil einer Aus-, Fort- oder Weiterbil-
dung vorgesehen. Diese Einrichtungen haben das Interesse, dass ihre Angebote weit-
gehend bekannt und angesehen sind. Im Gegensatz zu den öffentlichen Institutionen 
besitzen sie keinen direkten Bildungsauftrag, stellen aber ebenfalls Diplome, Zeug-
nisse, Urkunden oder Zertifikate aus, die eine erfolgreiche Aus- und Weiterbildung 
des Inhabers bescheinigen. Sie können zudem die Echtheit der von ihnen ausgestell-
ten Dokumente oder die Korrektheit entsprechender Kopien bescheinigen.
Arbeitgeber Arbeitnehmer haben in der Schweiz einen gesetzlichen Anspruch auf ein qualifiziertes 
Arbeitszeugnis. Ein Arbeitszeugnis ist eine vom Arbeitgeber erstellte Urkunde über 
ein Dienstverhältnis, das nach der Rechtsprechung wohlwollend formuliert sein muss, 
um dem Arbeitnehmer das berufliche Fortkommen nicht zu erschweren. Arbeitgeber 
beurteilen in einem qualifizierten Arbeitszeugnis die Arbeitsleistung einschliesslich 
der Qualifikation und das dienstliche Verhalten des Arbeitnehmers. Arbeitnehmer ha-
ben sowohl bei der Beendigung als auch bei internen Stellenveränderungen Anspruch 
auf ein solches Arbeitszeugnis. Der Arbeitgeber garantiert dabei die Echtheit der  
Informationen.
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Arbeitnehmer suchende 
Organisationen 
Sowohl private als auch öffentliche Organisationen suchen für offene Positionen ge-
eignetes Personal. Meist liegen dieser Suche konkrete Profile mit auszufüllenden Auf-
gaben, Kompetenzen und Verantwortungen zugrunde. Es gilt, aus der Vielzahl Bewer-
ber mit unterschiedlichen Bildungs- und Erfahrungshintergründen den geeigneten 
Kandidaten zu finden.
Personalvermittler Personalvermittler vermitteln passendes Personal an Arbeitgeber. Dazu müssen sie 
dem Stellenprofil entsprechende Arbeitnehmer suchen sowie deren Dossiers mit Qua-
lifikationen und allen relevanten Dokumenten und Informationen zusammenstellen. 
Die Suche geschieht aktuell über sehr verschiedene Kanäle. Es obliegt der Verantwor-
tung des Kandidaten, die notwendigen Informationen und Dokumente zur Verfügung 
zu stellen, der Personalvermittler ist aber aus Reputationsgründen daran interessiert, 
dass die Informationen korrekt und aktuell sind. Daher werden teilweise aufwendige 
Prüfungen der Referenzen durchgeführt.
Job-Plattformen Webbasierte Plattformen zur Stellensuche oder als soziales Netzwerk zur Pflege be-
stehender Geschäftskontakte und zum Knüpfen von neuen geschäftlichen Verbindun-
gen sind ebenso wie Offline-Jobmessen ein wichtiger Kontaktpunkt für die Arbeits-
platzvermittlung. Arbeitgeber können die gesuchten Profile hinterlegen und Arbeit- 
nehmer ihre Qualifikationen und Informationen bereitstellen. Das Zusammenfinden 
erfolgt dann über Suchanfragen oder durch den Initiativkontakt einer der beteiligten 
Parteien.
Staatssekretariat für  
Bildung, Forschung und  
Innovation SBFI
Das SBFI ist das Kompetenzzentrum des Bundes für national und international aus-
gerichtete Fragen der Bildungs-, Forschungs- und Innovationspolitik. Es verantwor- 
tet unter anderem nicht nur die strategische Gesamtschau für den Bildungs-, For-
schungs- und Innovationsraum Schweiz, sondern fördert auch die internationale Ver-
netzung, ein breites und vielfältiges Bildungsangebot und bemüht sich, die Qualität 
und Attraktivität der Berufsbildung entsprechend den sich wandelnden Bedürfnissen 
des Arbeitsmarktes zu stärken. Ein aktueller Überblick zu Angebot und Nachfrage 
von Bildung und Kompetenzen auf Bildungs- und Arbeitsmarkt ist dafür unumgäng-
lich.
Akteure im Detail:
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Eidgenössische Hoch-
schulinstitut für Berufs-
bildung EHB IFFP IUFFP
Das EHB ist die schweizerische Expertenorganisation für die Aus- und Weiterbildung 
von Berufsbildungsverantwortlichen, für die Berufsentwicklung sowie für Forschung 
in der Berufsbildung. Es steuert die der Nachfrage entsprechende Aus- und Weiter-
bildung von Lehrpersonen an Berufsfachschulen und an Höheren Fachschulen, von 
Leiterinnen und Leitern von überbetrieblichen Kursen sowie von weiteren Berufsbil-
dungsverantwortlichen. Für die adäquate Bereitstellung entsprechenden Aus- und 
Weiterbildungsangeboten benötigt das EHB einen aktuellen Überblick zu Angebot und 
Nachfrage von Bildung und Kompetenzen auf Bildungs- und Arbeitsmarkt.
SECO – Direktion für  
Arbeit
Die Schweizerische Arbeitsmarktbehörde ist verantwortlich für das Arbeitsvermitt-
lungs- und das Arbeitslosenversicherungsgesetz. Ihre Partner bei der Durchführung 
dieser Aufgaben sind die Kantone, die Regionalen Arbeitsvermittlungszentren, die  
Logistikstellen für arbeitsmarktliche Massnahmen und die Arbeitslosenkassen. Die 
Direktion für Arbeit ist daran interessiert, möglichst viele Arbeitnehmer im Arbeits-
markt zu platzieren. Ein aktueller Überblick bezüglich nachgefragter Bildung und 
Kompetenzen hilft der Direktion für Arbeit, die Arbeitsvermittlung entsprechend zu 
steuern.
Bildungsdirektionen,  
Direktionen für Wirtschaft 
und Bildung
Die Verantwortung im Bildungssystem liegt bei den 26 kantonalen Erziehungsdirek-
tionen der Schweiz. Die Bildungsdirektion strebt ein Bildungsangebot an, das Allge-
meinbildung und Fachwissen vermittelt. Dazu werden neben exekutiven Tätigkeiten 
gemäss der aktuellen Gesetzgebung auch die Bildungsangebote und die -nachfrage 
überwacht und kontrolliert sowie zusätzlich unterstützende Bildungsleistungen wie 
Stipendien und Berufsberatung erbracht.
Möglicher Einsatz eBürgerdossier:
Im eBürgerdossier speichern Bürger/innen ihre Aus- und Weiterbildungszertifikate 
ab. Erlangt jemand ein neues Zertifikat, kann es das Ausbildungsinstitut automa-
tisch ans eBürgerdossier liefern. Das eBürgerdossier stellt automatisch die Echt-
heit des jeweiligen Zertifikats sicher. Bürger/innen können den Zugriff auf ihren 
Lebenslauf beliebig sperren und freigeben. Unternehmen, Verwaltungen, Job-Platt-
formen usw. können direkt auf die freigegebenen Daten zugreifen und sie mit ih-
ren Systemen für ihren Zweck weiterverarbeiten.
Nutzen:
Jede Schweizerin, jeder Schweizer könnte so ihr elektronisches CV führen und hätte 
immer alle Unterlagen für eine interne oder externe Bewerbung parat. Dies spart 
Zeit und verhindert das mühsame Wiederbeschaffen verlorener Zertifikate. Arbeit-
geber/innen hätten schneller einen Überblick über die Aus- und Weiterbildung ih-
rer Mitarbeitenden und Bewerbenden. Sie könnten sich die Überprüfung von Zer-
tifikaten ersparen und würden schneller Lücken in der Aus- und Weiterbildung ihrer 
Belegschaft entdecken. Eine anonyme Datenauswertung könnte zudem aufzeigen, 
inwiefern sich Angebot und Nachfrage in nächster Zeit treffen und welche Aus- und 
Weiterbildungen gefördert werden sollten.
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39Zukünftiges Potenzial durch neue Technologien:
Um bestmöglich für die Zukunft gewappnet zu sein, könnten mittels eines Empfeh-
lungssystems auf Basis der Historie eines Benutzers Empfehlungen für Weiterbil-
dungen in das eBürgerdossier integriert werden. Das System berücksichtigt dabei 
aber nicht nur den formalen Bildungshintergrund, sondern auch die individuellen 
Präferenzen des jeweiligen Bürgers. Die dafür notwendigen Daten könnten aus sei-
nen hinterlegten Dokumenten und Daten sowie seinem Interaktionsprofil stammen. 
Dadurch würde sich auch eine optimierte Planung (und ein Abgleich) in Bezug auf 
die individuellen Weiterbildungsmöglichkeiten ergeben. Eine kognitive Plattform 
würde also alle relevanten Informationen suchen und zur Verfügung stellen. Zu-
dem könnte sie auf Wunsch des Bürgers automatisch An-/Abmeldungen vorneh-
men, Prüfungsresultate und Diplome verwalten und selbstständig innerhalb der ge-
setzten Parameter mit Bildungsinstitutionen oder potenziellen Arbeitgebern 
interagieren und das alles über (Web-)APIs. Die jeweiligen notwendigen Qualifika-
tionen werden dann (automatisch) erkannt und in das Bewertungssystem integ-
riert. Dabei muss das System die Qualität der Ausbildung/des Zertifikates evaluie-
ren, was hohe Anforderungen an die Daten- und Informationsqualität stellt.
Es sollte zudem berücksichtigt werden, dass die Zukunft der Weiterbildung global 
ist (vgl. Massive Open Online Courses – MOOCs). Neben einer weltweit gültigen ID, 
einem «educational passport» wie Swiss edu-ID, wird mithilfe von Mixed-Reality-
Methoden (Virtual Reality und Augmented Reality) die Art und Weise, in der Wei-
terbildungen durchgeführt werden, auch immer personalisierter: Ein kognitives 
System könnte als digitaler Coach oder Mentor für die Aus- und Weiterbildung des 
Bürgers agieren. Dieses kognitive System sollte auf Basis maschinellen Lernens 
bestmögliche Empfehlungen für optimale Aus- und Weiterbildungen abgeben und 
passende Angebote weltweit (z. B. MOOCs) suchen und in den Ausbildungsplan in-
tegrieren.
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Für jeden Anwendungsfall wurde entlang des SOLL-Prozesses geprüft, welche po-
litischen und technologischen Voraussetzungen notwendig sind, um den Anwen-
dungsfall mittels eBürgerdossier entsprechend zu realisieren. Die Voraussetzun-
gen sind für jede dieser Perspektiven im Folgenden dargelegt. Dabei wird zum 
einen zwischen Querschnittsvoraussetzungen und fallspezifischen Voraussetzun-
gen unterschieden. Querschnittsvoraussetzungen sind für die Mehrzahl der Fälle 
zuträglich. Spezifische Voraussetzungen beziehen sich lediglich auf eine Minderheit 
der Anwendungsfälle. Zum anderen wird zusätzlich zwischen MUSS- und KANN- 
Voraussetzungen differenziert. MUSS-Voraussetzungen sind absolut notwendig, um 
einen Anwendungsfall umzusetzen, KANN-Voraussetzungen sind nicht zwingend 
notwendig, sondern aus dem Kontext heraus erwünscht.
6.1 Technologische Voraussetzungen 
Die Analyse der Anwendungsfälle zeigt auf, dass technologisch 25 Anforderungen 
bestehen, damit die SOLL-Prozesse realisierbar sind. Diese notwendigen Vorausset-
zungen verteilen sich auf drei Hauptkategorien: 
1. Plattformmanagement
2. Interaction, Identity und Access Management 
3. Dokumenten- und Datenmanagement. 
Die Tabelle 3 beschreibt in jeder Kategorie die Voraussetzungen, setzt sie in den Kon-
text zu den jeweiligen Anwendungsfällen und unterteilt sie in MUSS- und KANN- 
Voraussetzungen. Zudem zeigt sie auf, welche Voraussetzung für welche Anwen-
dungsfälle erfüllt sein muss.
ID Voraussetzung Anwendungs-
fallbezug
Beschreibung Aufgaben der 
Behörden
MUSS/
KANN
Kategorie Plattformmanagement
T1 Online Availability Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Der Zugriff muss über das  
Internet erfolgen.
MUSS
T2 Online Usability Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Support, Hilfe und interaktives 
Feedback müssen online ver-
fügbar sein.
MUSS
T3 Clusters Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Das System kann in Clusters  
organisiert werden, d. h., für  
jeden Anwendungsfall wird ein 
separates Dossier geführt  
(z. B. Steuer, Ausbildung,  
Datenänderung, …).
KANN
T4 Front-End auf jedem 
Gerät 
Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Das Front-End kann auf einem 
PC/Laptop, aber auch auf Mobil-
geräten funktionieren.
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
KANN
T5 Neue Dienste Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Es muss möglich sein, neue 
Dienste von Drittanbietern zu 
integrieren. Dazu muss das 
 System offen sein, und Schnitt-
stellen müssen für zertifizierte 
Dritte zugänglich sein.
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
MUSS
Tabelle 3: Technologische Voraussetzungen
43ID Voraussetzung Anwendungs-
fallbezug
Beschreibung Aufgaben der 
Behörden
MUSS/
KANN
Kategorie Plattformmanagement
T6 Scanning Benötigt für 2/5 
Anwendungsfälle, 
A2 und A5
Der Bürger kann die Dokumente 
selber ins eBürgerdossier scan-
nen (oder fotografieren). Die 
Echtheit des Dokuments bestä-
tigt danach der Bürger oder, je 
nach Anwendungsfall, die Aus-
gabestelle.
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
KANN
T7 Statistiken Benötigt für 3/5 
Anwendungsfälle, 
A1 und A3 und 
A5
Es sollte für Behörden wie z. B. 
das BFS möglich sein, Statistiken 
aus dem System zu erhalten. 
Dazu müssen Schnittstellen für 
den anonymisierten Datenbezug 
zur Verfügung gestellt werden.
Zertifizierung der Schnitt-
stellen bezüglich Sicher-
heitsanforderungen; Ak-
kreditierung der Behör- 
den und ggf. privater Nut-
zer der Statistikdienste
KANN
T8 Time Management Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Das System sollte Alerts erstel-
len, wenn die Zeit abgelaufen 
ist, wenn Aktionen gestartet 
werden müssen oder eine Aktion 
fertiggestellt wurde (z. B. wenn 
ein Vertrag bald ausläuft).
KANN
Kategorie Interaction, Identity und Access Management
T9 Authentifikation Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Jeder Benutzer muss sich mit  
einer elektronischen Identität 
dienstübergreifend identifizieren 
können.
Akkreditierung der  
Zertifikatsdienste
MUSS
T10 IAM-Dienst Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Der Zugriff muss fallbasiert 
möglich sein (zeitgesteuert,  
attributbasiert und fallbasiert).
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
MUSS
T11 Policy Enforcement Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Je nach Anwendungsfall sind  
Regeln über die Behandlung von 
Daten einzuhalten. Dies können 
sehr spezifische Regeln sein 
(z. B. aus dem Versicherungs-
recht). Es muss sichergestellt 
sein, dass diese Regeln einge-
halten werden.
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
MUSS
T12 Digitale Unterschrift 
(eID)
Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Die Bürger und Benutzer können 
Dokumente rechtsgültig elektro-
nisch unterschreiben.
Akkreditierung der  
Zertifikatsdienste
MUSS
T13 Verwaltung der  
Zugriffe
Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Der Benutzer will die Zugriffe 
selber definieren können. Dazu 
braucht er ein Hilfsmittel.
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
MUSS
T14 Stellvertretung  
und Vollmacht,  
Vererbung 
Benötigt für 2/5 
Anwendungsfälle, 
A1 und A2
Ein Benutzer muss in der Lage 
sein, Stellvertreter und Nach-
folger zu benennen sowie Voll-
machten zu definieren.
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
MUSS
T15 Notifikation Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Die Benutzer und Bürger müs-
sen offiziell benachrichtigt wer-
den, d. h., die amtliche Identität 
beim Versenden von Notifica-
tions muss gewährleistet sein.
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
MUSS
T16 Sicherer asynchro-
ner Datenaustausch 
zwischen Organisa-
tionen und Privaten
Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Für gewisse Transaktionen  
(z. B. im Bereich Meldewesen) 
müssen Meldungen aus dem 
Bürgerdossier verschickt wer-
den können (z. B. SEDEX).
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
MUSS
44 ID Voraussetzung Anwendungs-
fallbezug
Beschreibung Aufgaben der 
Behörden
MUSS/
KANN
Kategorie Dokumenten- und Datenmanagement
T17 Registerzugriff Benötigt für 5/5  
Anwendungsfälle
Basisdaten wie Adressen sollten 
aus Registern bezogen werden 
können, die die Korrektheit der 
Daten sicherstellen. Die Organi-
sation dieser Register ist grund-
sätzlich nichts Neues und das 
eBürgerdossier setzt «nur» auf 
bestehenden Registern auf (res-
pektive schliesst an diese an). 
Eine Harmonisierung von Regis-
tern ist aber von Vorteil.
Bereitstellen der Register MUSS
T18 Registrierung von 
Dokumenten
Benötigt für 4/5 
Anwendungsfälle. 
Nicht benötigt  
für A3
Dokumente können registriert 
werden mit Beglaubigung und 
Status durch den Autor und/
oder das System.
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
MUSS
T19 Versendbarkeit von 
Dokumente
Benötigt für 5/5 
Anwendungsfälle
Jeder Benutzer kann einem an-
deren Benutzer temporären Zu-
griff auf bestimmte Dokumente/
Daten gewähren.
MUSS
T20 Pflege von Stamm-
daten
Benötigt für 4/5 
Anwendungsfälle. 
Nicht benötigt  
für A4
Der Bürger sollte gewisse 
Stammdaten pflegen können, 
wie z. B. Zahlungsverbindungen, 
Adresse, elektronische Adresse 
usw.
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
MUSS
T21 Delegationsprinzip Benötigt für 2/5 
Anwendungsfälle, 
A5 und A6
Es sollte möglich sein, Doku-
mente sicher verschicken zu 
können, ohne dass der Absender 
(abhängig von der Berechtigung) 
die Daten (Inhalte der Doku-
mente) einsehen kann.
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
KANN
T22 E-Dokumente Benötigt für 5/5 
Anwendungsfälle
Die beteiligten Organisationen 
müssen ihre primäre Korrespon-
denz auf elektronische Doku-
mente ausrichten bzw. diese  
parallel und maschinenlesbar 
zur Verfügung stellen.
Behörden müssen elekt-
ronischen Geschäftsver-
kehr tätigen können.
MUSS
T23 Harmonisierte 
Datenaustausch-
formate
Benötigt für 5/5 
Anwendungsfälle
Datenformate müssen auf  
öffentlichen Standards basieren 
(XML, DOCX, ODF, aber auch 
eCH, Semantic Web Standards 
usw.).
MUSS
T24 Zugriff auf Doku-
mente und Suche 
nach Dokumenten
Benötigt für 4/5 
Anwendungsfälle. 
Nicht benötigt  
für A3
Jeder Benutzer kann auf die  
Dokumente/Daten, für die er 
berechtigt ist, zugreifen.
MUSS
T25 Daten-Safe Benötigt für 3/5 
Anwendungsfälle, 
A2 und A4 und 
A5
Der Bürger kann seine Doku-
mente/Daten an einem sicheren 
Ort elektronisch ablegen.
Zertifizierung der Appli-
kation bezüglich Sicher-
heitsanforderungen
KANN
T26 Maschinenlesbare 
Dokumente
Dokumente sollten maschinen-
lesbar sein. Das eBürgerdossier 
umfasst also einen OCR-Dienst.
KANN
45Die wichtigen technologischen Voraussetzungen verteilen sich somit auf die Berei-
che Plattformmanagement, Dokumenten- und Datenmanagement sowie Identity, 
Interaction und Access Management. Diese drei Bereiche können als Stossrichtun-
gen für eine erfolgreiche technologische Umsetzung verstanden werden. In jeder 
dieser drei Kategorien können zudem Querschnittsvoraussetzungen identifiziert 
werden.
So sind im Bereich Plattformmanagement die Online Availability, die Online Usabi-
lity sowie das Time Management im Sinne eines transparenten Prozesses wichtige 
Voraussetzungen, um die technologische Umsetzung des eBürgerdossiers zu ge-
währleisten. Alle drei Aspekte wurden auch von der europäischen Kommission als 
Kernaspekte eines erfolgreichen E-Governments benannt.23
Im Bereich des Identity, Interaction und Access Management sind die Authentifi-
kation, der IAM-Dienst und das Single Sign-on, das Policy Enforcement, die Digi-
tale Unterschrift (eID), die Verwaltung der Zugriffe, die Notifikation sowie der si-
chere asynchrone Datenaustausch zwischen Organisationen und Privaten als 
wichtige Voraussetzungen zu schaffen.
Ebenso sollte im Bereich Dokumenten- und Datenmanagement die Registrierung 
von Dokumenten, ein entsprechend übergreifender Registerzugriff, die Versend-
barkeit von Dokumenten, die Pflege von Stammdaten, eDokumente, harmonisierte 
Datenaustauschformate und der Zugriff auf Dokumente sowie die Suche nach Do-
kumenten sichergestellt werden.
Es ist davon auszugehen, dass entsprechende technologische Realisierungsbemü-
hungen am effizientesten sind, wenn sie sich zu Beginn auf diese 17 Querschnitts-
voraussetzungen innerhalb der drei Stossrichtungen fokussieren.
23 vgl. Tinholt, D., Colclough, G. et al. (2014a).
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Abbildung 5: Potenzielle Architektur eines eBürgerdossiers
Potenzielle Architektur:
Bedingt durch die technologischen MUSS- sowie Querschnittsvoraussetzungen 
zeichnet sich eine Architektur des eBürgerdossiers ab, die folgende Komponenten 
aufweisen sollte:
• Identity and Access Management, um die Bürger/innen zu identifizieren und da-
mit die Bürger/innen die Berechtigungen der Akteure verwalten können. 
• Policy Enforcement, welches die Berechtigungen auf die Dokumente sicherstellt. 
• Master Index, Government Index und Organisation Index, wo die Bürger/innen 
ihre Berechtigungen und Merkmale pflegen können bzw. wo administrative Kräfte, 
diese verwalten
• Document Management, damit die Bürger/innen die Dokumente verwalten kön-
nen. 
• (Web-)Services als Fachfunktionen. Diese Services können von öffentlichen Or-
ganisationen oder vertrauten Drittlieferanten zur Verfügung gestellt werden. 
• Document Registry, das die Liste aller verfügbaren Dokumente enthält, welche 
in dezentralen Remote Data Repositories bereitgestellt werden.
Eine mögliche Ausgestaltung dieser Architektur ist beispielhaft in Abbildung 5 auf-
gezeigt.
6.2 Politische Voraussetzungen 
Im Rahmen der politischen Positionierung des eBürgerdossiers gilt es, weniger die 
politische Machbarkeit sowie die detaillierte Umsetzung des Vorhabens zu prüfen, 
sondern vielmehr erste Eckpunkte für eine regulatorische Verankerung zu formulie-
ren. Ziel dieser Formulierung ist es nicht, nach möglichen Anknüpfungspunkten im 
geltenden Recht zu suchen, sondern eine mögliche Ausrichtung der Governance auf-
zuzeigen, welche eine einfache und klare Umsetzung des eBürgerdossiers ermög-
licht.
47Basierend auf den Vorgaben für den Betrieb einer IKT-Infrastruktur sollen die von 
öffentlichen und privaten Organisationen bereitgestellten Dienste in einer übersicht-
lichen und einfachen Governance-Ordnung stehen. Somit muss als Besonderheit ei-
ner solchen Ordnung nicht nur das behördliche Handeln und das damit verbundene 
«öffentliche Interesse» Berücksichtigung finden, sondern ebenso die im Verhältnis 
zwischen Privaten bestehenden «privaten Interessen». Dieses Nebeneinander ver-
langt – im Interesse aller Beteiligten – eine abgestimmte bzw. gemeinsame Gover-
nance-Lösung.
Im Zentrum des eBürgerdossiers stehen die Bürger/innen bzw. die Einwohner/innen 
und dieser Grundsatz muss daher ebenfalls für die entsprechende Governance gel-
ten. Basierend auf den aufgezeigten Anwendungsfällen stellen folgende Eckpunkte 
die Grundlage einer solchen gemeinsamen Governance-Lösung dar:
• Inhaber/in des eBürgerdossiers: Der Bürger/die Bürgerin bzw. der Einwohner/die 
Einwohnerin ist Inhaber/in des eBürgerdossiers. Er/sie entscheidet über die Er-
öffnung und Aufhebung des Dossiers sowie über dessen Inhalt, trägt aber auch 
die Konsequenzen davon. 
• Daten- und Informationshoheit: Der Bürger/die Bürgerin bzw. der Einwohner/die 
Einwohnerin behält die Hoheit über die in seinem/ihrem Dossier abgelegten Da-
ten und Informationen. Er/sie bestimmt alleinig über eine Bearbeitung seiner/ 
ihrer Daten und Informationen. Eine Weitergabe von Daten und Informationen 
darf nur mit der ausdrücklichen Zustimmung der ausschliesslich Berechtigten zu-
lässig sein. 
• Daten- und Informationssicherheit: Sowohl die Betreiberin der Infrastruktur wie 
auch die einzelnen Dienstanbieterinnen garantieren im Umfang des jeweils zur 
Verfügung gestellten Dienstes für die Sicherheit der in den eBürgerdossiers ab-
gelegten Daten und Informationen.
• Zugang zur Infrastruktur: Entspricht der Dienst einer Anbieterin – egal ob pri-
vate oder öffentliche Organisation – den obigen Grundsätzen, soll diese ohne 
Weiteres Zugang zur Infrastruktur erhalten. Für den Zugang zur Infrastruktur 
gelten vergleichbare Konditionen.
• Eindeutige Departements-Zugehörigkeit: Die öffentliche Koordination und Legi-
timation des eBürgerdossiers sollte eindeutig einem entsprechenden Departe-
ment auf Stufe Bund zugeordnet sein und durch dieses in Abstimmung mit 
Kantonen und Gemeinden sichergestellt werden. Im Sinne der Governance kön-
nen so Koordinationsaufwände und Verantwortlichkeitsunklarheiten minimiert 
werden.
Diese fünf Governance-Eckpunkte können dabei sowohl als Querschnittsvorausset-
zungen als auch als MUSS-Voraussetzungen verstanden werden, da sie aus politi-
scher Perspektive für die Realisierung aller betrachteten Anwendungsfälle notwen-
dig sind.
Im Sinne einer KANN-Voraussetzung kann neben den aufgezeigten Governance-Eck-
punkten für die erfolgreiche Etablierung eines eBürgerdossiers in der Schweiz zu-
dem politisch der Grundgedanke der Transparenzförderung in den Mittelpunkt ge-
stellt werden. Ausgehend von dem seit 2006 gültigen Bundesgesetz über das 
Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung kann dadurch sowohl ein positiver Beitrag zum 
Legitimationsprozess des eBürgerdossiers als auch für die Mehrheitsfähigkeit ent-
sprechender Änderungsnotwendigkeiten in der Governance geleistet werden.
48 7 Potenzial
Die Beurteilung des ökonomischen sowie des politischen und gesellschaftlichen 
Nutzens erfolgt für jede Perspektive aggregiert in fünf Kategorien:
• Kategoriewert 3 = stark positiv = > 100 Mio. CHF
• Kategoriewert 2 = positiv = 10–100 Mio. CHF
• Kategoriewert 1 = leicht positiv = 5–10 Mio. CHF
• Kategoriewert 0 = neutral = +/– 5 Mio. CHF
• Kategoriewert – 1 = negativ = < –5 Mio. CHF
7.1 Ökonomische Auswirkungen 
Die quantitative und qualitative Nutzenanalyse wurde entlang von fünf Anspruchs-
gruppen vorgenommen, davon drei Nutzergruppen Haushalte, Unternehmen und 
Verwaltungen (schliesst Bund, Kantone und Gemeinden mit ein) und zwei Provider-
gruppen: Anbieter, welche die Plattform bereitstellen, sowie die Bundesverwaltung, 
welche gewisse Komponenten der Plattform bereitstellt. Bei der Quantifizierung wur-
den nach Möglichkeit aktuelle Werte aus dem Jahr 2014 vom BFS herangezogen und 
wo immer möglich auf bestehende Studien aufgebaut. Fehlende Werte, z.B. zu zeit-
lichen Einsparungen, wurden pro Nutzer geschätzt und hochgerechnet. Für die 
Implementierungskosten wurde angenommen, dass die Plattformanbieter einmalig 
CHF 40 Mio. in das Aufsetzen der Plattform investieren und die grösseren Unterneh-
men und Verwaltungen, welche eine direkte Schnittstelle zum eBürgerdossier wün-
schen, hierfür ca. CHF 20 000 aufwenden müssen 24.
Über alle Anwendungsfälle hinweg können drei Nutzergruppen, Haushalte, Unter-
nehmen und Verwaltungen substanziell vom eBürgerdossier profitieren. Insgesamt 
kann von jährlichen Einsparungen im Umfang von rund CHF 900 Mio. ausgegangen 
werden. Rund die Hälfte davon fällt bei den Haushalten an, welche insbesondere bei 
amtlichen Dokumenten und Abstimmungen profitieren können. Deutliche Einsparun-
gen lassen sich auch seitens der Verwaltungen erzielen, dies insbesondere bei Ab-
stimmungen. Bei den Unternehmen fällt der CV 3.0 am stärksten ins Gewicht. Die 
Provider (Anbieter und Verwaltung) partizipieren in moderatem Umfang und vermö-
gen ihre Initialisierungsaufwendungen zu decken. Dem quantitativ messbaren jähr-
lichen Nutzengewinn von CHF 900 Mio. stehen einmalige Implementierungskosten 
von ca. CHF 300 Mio. gegenüber, darunter Kosten für die Entwicklung der Plattform 
sowie Schnittstellen bei Unternehmen. 
24 Für die Darstellung der finanziellen Wirkungen zwischen den Anspruchsgruppen wurde angenom-
men, dass der Zugriff auf validierte Dokumente ca. CHF 1.50 kostet und für die sichere Übermitt-
lung einfacher Daten ca. CHF 0.15 verlangt werden kann. 
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25 vgl. Kirchherr et al. (2015).
26 vgl. European Commission (2014), Nationaler Normenkontrollrat (2012).
27 vgl. European Commission (2016)
Abbildung 6: Übersicht der Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz
Aggregiert über alle Anwendungsfälle bringt das eBürgerdossier für alle Nutzergrup-
pen substanzielle qualitative Verbesserungen. Haushalte profitieren insbesondere 
von einer besseren Übersicht, transparenten und einfachen Prozessen und einer er-
höhten Reaktionsfreudigkeit sowie Ansprechbarkeit. Aus Sicht der Unternehmen und 
der Verwaltung als Nutzer ist vor allem der Abbau an Informationssymmetrien ein 
Vorteil. Daneben bietet das eBürgerdossier als Plattform für die privaten und öffent-
lichen Anbieter substanzielles Potenzial für die Entwicklungen verbesserter oder zu-
sätzlicher Dienstleistungen sowie Kooperationspotenzial mit Dritten. Die genannten 
Effekte verbessern insgesamt die Standortattraktivität der Schweiz, wovon wiede-
rum alle relevanten Stakeholder profitieren.
Inwiefern das entdeckte wirtschaftliche Potenzial realistisch ist, wird anhand von 
gesamtwirtschaftlichen Studien aus anderen Ländern im Folgenden plausibilisiert: 
Gemäss einer Studie von McKinsey könnte die Digitalisierung öffentlicher Dienst-
leistungen weltweit bis zu USD 1 Billion freisetzen, was mehr als 1% des Brutto-
weltproduktes entsprechen würde 25 bzw. durchschnittlich jeweils 1% aller Brutto-
inlandprodukte entspricht. Im Vergleich dazu entspräche der von uns geschätzte 
Nutzen (von rund CHF 880 Mio.) knapp 0,13% des Schweizer BIP 26 (vgl. Abbildung 
7). Auch die Europäische Kommission kommt zum Schluss, dass die Kosteneinspa-
rungen durch die verstärkte Umsetzung von E-Government-Initiativen sehr gross 
wären («massiv»). Würde man beispielsweise ein Programm zur elektronischen 
Rechnungstellung der dänischen Regierung EU-weit umsetzen, könnte dies zu jähr-
lichen Einsparungen von bis zu EUR 50 Mrd. bzw. ca. 0,35% des europäischen BIP 
(EU 28) führen 27. Konservativere, auf weniger umfassenden Anwendungsfällen ba-
sierende Schätzungen kommen auf jährliche administrative Kostenreduktionen von 
EUR 10 Mrd. für Europa bzw. über EUR 1 Mrd. für Deutschland. 
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Abbildung 8: Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz im Bereich Meldung 
Adressänderung, Wegzug, Zuzug
Auch auf der nicht aggregierten Ebene zeigen sich für die jeweiligen Anwendungs-
fälle positive ökonomische Auswirkungen:
Meldung Adressänderung, Wegzug, Zuzug:
Vom Anwendungsfall «Adressänderung» profitieren vor allem die Haushalte und 
Unternehmen, welche Adressänderungen mit möglichst geringem Aufwand auslö-
sen oder erhalten möchten. Gespart werden können Auslagen für Gebühren, Porti 
und Reisen sowie Zeit für den Gang an den Schalter und die eigene Administration. 
Die einzelnen Verwaltungseinheiten können davon in ähnlicher Weise profitieren. 
Der Nettoeffekt ist bei der Verwaltung geringer, da sich Einsparungen in Form von 
geringeren Gebühren niederschlagen und so neutralisiert werden. Über alle An-
spruchsgruppen hinweg liegen die geschätzten finanziellen Nettoeffekte insgesamt 
bei jährlich rund CHF 85 Mio.
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Abbildung 9: Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz im Bereich 
Abwicklung der Steuererklärung einer Privatperson
Auch qualitativ gesehen führt der Anwendungsfall für alle Nutzergruppen zu einer 
signifikanten Verbesserung. Die Haushalte können Adressinformationen bequemer 
modifizieren und haben eine bessere Übersicht und Kontrolle. Unternehmen profi-
tieren von unverzögerten, strukturierten und vor allem verifizierten elektronischen 
Adressmeldungen ihrer Bürger, welche sie direkt in ihre Datenbanken übernehmen 
können. Für die Verwaltung verbessert sich die Informationslage aufgrund erhöh-
ter Datenqualität deutlich. Zudem werden Informationsasymmetrien, z.B. zwischen 
Einwohnerämtern verschiedener Gemeinden, abgebaut. Die Anbieter können sich 
innovativ im Markt positionieren und es besteht die Möglichkeit, im Einverständnis 
mit den Nutzern neue Kommerzialisierungsangebote zu erschliessen.
Abwicklung der Steuererklärung Privatpersonen:
Reichen die natürlichen und juristischen Personen ihre Steuererklärung via eBür-
gerdossier ein, in welchem bereits viele Belege wie z.B. der Lohnausweis einge-
spiesen worden sind, können seitens der Haushalte und Unternehmungen Postta-
xen und der Zeitaufwand für das Zusammentragen, Kopieren und ggf. Ausdrucken 
und Signieren der Belege gespart werden. Die relativ gesehen grössten Einsparun-
gen liegen auf Seiten der Verwaltung, welche neben Prozesskosteneinsparungen 
den Bearbeitungsaufwand je Steuerdossier reduzieren kann.
Darüber hinaus profitieren die Haushalte aus qualitativer Sicht von einer verbes-
serten Übersicht und Kontrolle von Erklärungen mit Belegen, provisorischen und 
definitiven Rechnungen und allfälligen Vorauszahlungen. Ebenso können sie und 
Unternehmen direktes Feedback über den aktuellen Bearbeitungsstatus ihrer Steu-
ererklärung erhalten; insgesamt wird die Responsivität erhöht. Die Vereinheitli-
chung der digitalen Datenbank führt zu einem Abbau an Informationssymmetrien, 
beispielsweise zwischen verschiedenen kantonalen Behörden, und schafft dadurch 
höhere Transparenz. Aus Anbietersicht können in Zusammenarbeit mit Dritten er-
weiternde und zusätzliche Dienste erschlossen werden, z.B. im Bereich der Steuer-
beratung.
52 Smart Participation:
Nutzen Bürger zur Teilnahme an Abstimmungen ihr eBürgerdossier, finden sie die 
relevanten Informationen gebündelt vor und können sich gezielter über einzelne 
Begehren informieren und den Ausgang der Abstimmungen direkt im eBürgerdos-
sier in Erfahrung bringen. Ebenfalls kann die Zeit zum Vorbereiten und Einwerfen 
des Couverts oder der Gang zum Stimmlokal gespart werden. Die grössten finan-
ziellen Einsparungen fallen denn auch seitens der Bürger an. Einsparungen lassen 
sich auch bei den Behörden realisieren, wo neben Rückporti der Aufwand für die 
Kontrolle der Registerdaten und das Entgegennehmen, Sortieren, und Auszählen 
der Stimmen wegfällt.
Abbildung 10: Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz im Bereich Smart 
Participation
Qualitativ gesehen ist aus Sicht der Haushalte die politische Partizipation beque-
mer und übersichtlicher, z.B. sind die resultierenden Abstimmungsergebnisse di-
rekt einsehbar, was gerade bei kommunalen Abstimmungen ein Vorteil sein kann, 
welche von den Medien weniger stark abgedeckt werden. Für die Verwaltung ver-
einfacht und verbessert sich analog die Informationsbereitstellung. Die Plattform 
bzw. deren Technologie kann von den Anbietern für weitere Abstimmungen z.B. an 
Generalversammlungen von Unternehmen eingesetzt werden. Die Plattform kann 
zudem für ausgewählte Dritte, z.B. Parteien, geöffnet werden, die für die einzel-
nen Abstimmungen ihre Empfehlungen und Argumente einpflegen können. Dadurch 
profitieren wiederum die Nutzer von einer breiteren und transparenteren Informa-
tionsgrundlage, wodurch Suchkosten gesenkt und Informationsasymmetrien ab-
gebaut werden.
53
Abbildung 11: Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz im Bereich  
Bestellung und Bezug von beglaubigten Registerauszügen, Ausweisen des  
Zivilstandswesens
Bestellung und Bezug von beglaubigten Registerauszügen, Ausweisen 
des Zivilstandswesens:
Wenn amtliche Dokumente direkt im eBürgerdossier beantragt und hinterlegt wer-
den können, können insbesondere die Bürger Gebühren, Porti, Reisekosten und zu-
gehörige Zeitaufwendungen sparen. Ebenfalls in wesentlichem Umfang profitieren 
die Unternehmen. Der Nettoeffekt der Verwaltungen ist geringer, da deren einge-
sparte Kosten in Form von tieferen Gebühren an die Haushalte und Unternehmen 
weitergegeben werden. Insgesamt werden die finanziellen Nettoeinsparungen auf 
rund CHF 425 Mio. geschätzt. Aus qualitativer Hinsicht ist die unkomplizierte Be-
antragung und Bearbeitung von amtlichen Dokumenten v.a. für die Haushalte ein 
Vorteil. Die einheitliche elektronische Ablage und Verwaltung bringt eine bessere 
Übersicht und direktere Möglichkeiten zur Kontrolle mit sich. Unternehmen und 
Haushalte könnten von einer hohen Responsivität profitieren, indem beispielsweise 
der aktuelle Bearbeitungsstand jederzeit abrufbar ist, Betreibungsauszüge immer 
aktuell sind oder der Erneuerungsbedarf bei abgelaufenen Dokumenten wie bei-
spielsweise einer Identitätskarte rechtzeitig gemeldet wird. Die Vereinheitlichung 
der verschiedenen (z.B. kantonalen) Datenbanken für amtliche Dokumente führt 
für Anbieter und Nutzer, insbesondere für die Verwaltung, zu einer höheren Trans-
parenz und erlaubt es, einheitliche und erhöhte Standards bezüglich der Daten-
sicherheit zu etablieren.
54 Curriculum Vitae 3.0:
Werden Diplome von Ausbildungsstätten direkt ins eBürgerdossier eingepflegt und 
können Stellenbewerber ihre Unterlagen direkt via eBürgerdossier weitergeben, 
ermöglicht dies Arbeitgebern entsprechende Einsparungen, da diese die angeführ-
ten Diplome nicht auf ihre Richtigkeit überprüfen müssen. Entsprechend profitie-
ren vom Anwendungsfall die Unternehmen am stärksten. Über alle Anspruchsgrup-
pen hinweg liegen die geschätzten Nettoeinsparungen bei ca. CHF 180 Mio.
Abbildung 12: Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz im Bereich  
Curriculum Vitae 3.0
Bezüglich der qualitativen Aspekte birgt dieser Anwendungsfall für alle Stakehol-
der grosses Potenzial. Da nun die Möglichkeit besteht, erste Schritte des Bewer-
bungsverfahrens über eine einzige Plattform einzuleiten, wird der Prozess sowohl 
für Arbeitgeber als auch für Bewerber einfacher und angenehmer. Je nach Ausge-
staltung erlaubt es die Plattform den Arbeitgebern gar, gezielt nach potenziellen 
Kandidaten zu suchen. Durch den Abbau von Informationsasymmetrien zwischen 
Arbeitgebern und Stellensuchenden kann sich das Jobmatching signifikant verbes-
sern. Anbieter können in Zusammenarbeit mit Dritten oder für Dritte Jobmatching-
Dienste aufsetzen, wovon wiederum Arbeitnehmer und Arbeitgeber profitieren. Die 
Verwaltung kann sodann Gap-Analysen zum Soll und Ist von Fachkräften durch-
führen.
7.2  Gesellschaftliche und politische Auswirkungen 
E-Government hat zum Ziel, öffentliche Dienste und demokratische Prozesse zu ver-
bessern und die Durchführung staatlicher Politik zu erleichtern.28 Ausgehend von den 
Anwendungsfällen kann das eBürgerdossier als Katalysator für E-Government und 
als Mittler zwischen den gesellschaftlichen Anspruchsgruppen verstanden werden. 
Es vereinfacht und befördert die Interaktionen zwischen Staat, Bevölkerung und Wirt-
schaft 29. Das eBürgerdossier wirkt auf gesamtgesellschaftlicher Ebene auf den poli-
tischen Prozess, auf den (Wirtschafts-)Standort Schweiz und insgesamt auf die Wohl-
fahrt der Schweiz, verstanden als Wohlergehen der Bürger, beschrieben durch 
nichtmaterielle Komponenten und in Ergänzung zum materiellen Wohlstand.30
28 vgl. Geschäftsstelle E-Government Schweiz (2013).
29 vgl. Ladner, A. Meier, A. (2014).
30 vgl. Marti, J. et al. (2011).
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mationsasymmetrien ab: Alle Bürger werden elektronisch mit umfassenden Infor-
mationen versorgt, damit sie Entscheidungen treffen können (E-Information), die 
Bürger werden zu politischen Angelegenheiten befragt, ihre Meinung wird ernst 
genommen (E-Konsultation) und das eBürgerdossier lässt die Bürger an politischen 
Entscheiden teilhaben (E-Entscheidung).
Das eBürgerdossier fördert zweitens die Standortattraktivität der Schweiz, weil 
es die Verwaltung leistungsfähiger macht, die Interaktion zwischen Staat, Bevöl-
kerung und Wirtschaft verbessert, die Transparenz zwischen den Beteiligten er-
höht, die Diffusion von IKT vorantreibt und den Bildungsstand der Bevölkerung in 
Bezug auf IKT-Kompetenzen (auch E-Skills) hebt.
Das eBürgerdossier fördert drittens insgesamt die Wohlfahrt der Schweiz, weil 
es – neben der politischen Partizipation und der Standortattraktivität – die gesell-
schaftliche Teilhabe sowie die Inklusion der Bevölkerung und die Legitimität, die 
Transparenz, die Verlässlichkeit sowie die Responsivität staatlicher Institutionen 
(Stichwort: Good Governance) verbessert.
Aggregiert über alle Anwendungsfälle bringt das eBürgerdossier für alle gesell-
schaftspolitischen Dimensionen substanzielle qualitative Verbesserungen.
Es können positive Auswirkungen auf die Standortattraktivität der Schweiz heraus-
gearbeitet werden. Vor allem die verbesserte Interaktion zwischen Staat, Bevölke-
rung und Wirtschaft, aber auch die technologische Entwicklung sowie die leistungs-
fähigere Verwaltung haben Einfluss auf die Beurteilung.
Bei der Dimension Wohlstand, die gesellschaftliche Teilhabe, soziale Inklusion und 
Good Governance beinhaltet, werden positive Auswirkungen herausgearbeitet: CV 
3.0 und Smart Participation haben positive Effekte auf die gesellschaftliche Teil-
habe und die soziale Inklusion, die restlichen (administrativen) Fälle helfen der öf-
fentlichen Verwaltung, ihre Legitimität zu steigern sowie die Transparenz, Verläss-
lichkeit und Responsivität zu erhöhen.
Die Wirkung auf die politische Teilhabe ist aufgrund der Auswahl der Anwendungs-
fälle nur leicht positiv, weil nur der Anwendungsfall Smart Participation auf diese 
Dimension abzielt.
Abbildung 13: Übersicht der Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz
56 Meldung Adressänderung, Wegzug, Zuzug:
Beim Anwendungsfall Adressänderung sind auf der Dimension Standortattrakti- 
vität positive Effekte in Bezug auf die Leistungsfähigkeit der Verwaltung und die 
Interaktion zwischen den Beteiligten zu erwarten. Zusätzlich wird Transparenz her-
gestellt. Die Nutzung des Werkzeugs durch die Bevölkerung beschleunigt zusätzlich 
die IKT-Diffusion und hebt die IKT-Kompetenzen der Bürger.
Auf der Dimension Wohlfahrt wird die Good Governance gefördert: Die Verwaltung 
erhöht die Verlässlichkeit und sorgt für Transparenz. Die Responsivität wird gestei-
gert und auch die Legitimität der Institutionen erhöht.
Bei der politischen Teilhabe kann keine Wirkung herausgearbeitet werden.
Abbildung 14: Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz im Bereich  
Meldung Adressänderung, Wegzug, Zuzug
Abwicklung der Steuererklärung Privatpersonen:
Die Abwicklung der Steuererklärung mittels eBürgerdossier zeigt positive Auswir-
kungen auf die Standortattraktivität: Die Verwaltung wird effizienter, aber auch die 
Bürger und die Firmen profitieren von einfacheren Prozessen und höherer Trans-
parenz. Zudem beschleunigt die Nutzung des Werkzeugs durch die Bevölkerung die 
IKT-Diffusion und hebt die IKT-Kompetenzen der Bürger.
In der Dimension Wohlstand gibt es keine Wirkungen bei der gesellschaftlichen Teil-
habe und der sozialen Inklusion, dafür erhöht der Anwendungsfall die Transparenz, 
die Verlässlichkeit der Behörden und ermöglicht eine höhere Responsivität.
Bei der politischen Teilhabe kann keine Wirkung herausgearbeitet werden.
57Abbildung 15: Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz im Bereich  
Abwicklung der Steuererklärung einer Privatperson
Abbildung 16: Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz im Bereich  
Smart Participation
Smart Participation:
Auf der Dimension Standortattraktivität wird die Verwaltung leistungsfähiger, weil 
Vernehmlassungen effizienter abgewickelt werden können, hinzu kommen elekt-
ronische Verarbeitung von Petitionen und Unterschriftensammlung. Die Interak-
tion aller Beteiligten sowie die Transparenz werden erhöht. Die Nutzung des Werk-
zeugs durch die Bevölkerung beschleunigt die IKT-Diffusion und hebt die 
IKT-Kompetenzen der Bürger.
Im Bereich Wohlfahrt wird die gesellschaftliche Teilhabe stark verbessert, der Bür-
ger ist nun Teil des politischen Systems, er fühlt sich ernst genommen, was seine 
Position in der Gesellschaft stärkt. Smart Participation ist ein Paradebeispiel von 
Good Governance.
Qualitativ gesehen vereinfacht der Anwendungsfall Smart Participation die politi-
sche Partizipation stark. Dadurch, dass der Bürger alle Informationen zur Verfü-
gung hat, werden Informationsasymmetrien zusätzlich stark abgebaut.
Auf allen Dimensionen werden somit stark positive Effekte erzielt.
58 Bestellung und Bezug von beglaubigten Registerauszügen, Ausweisen 
des Zivilstandswesens:
Der Anwendungsfall amtliche Dokumente erzielt die grösste Wirkung bei der Stand-
ortattraktivität: Dort schlägt sich die (medienbruchfreie) Verzahnung der Beteilig-
ten nieder, aber auch die leistungsfähigere Verwaltung, die den Datenaustausch 
über Organisationsgrenzen ermöglicht. Die Nutzung des Werkzeugs durch die Be-
völkerung beschleunigt zudem die IKT-Diffusion und hebt die IKT-Kompetenzen der 
Bürger.
Im Bereich Wohlfahrt und in Bezug auf Good Governance kann die Verwaltung ak-
tiv werden, wenn zum Beispiel ein Ausweis erneuert werden muss, zusätzlich er-
höht sich die Transparenz der Bearbeitungsprozesse und den Stand der Bearbei-
tung.
Abbildung 17: Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz im Bereich  
Bestellung und Bezug von beglaubigten Registerauszügen, Ausweisen des  
Zivilstandswesens
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Abbildung 18: Auswirkungen eines eBürgerdossiers in der Schweiz im Bereich  
Curriculum Vitae 3.0
Curriculum Vitae 3.0:
Der Anwendungsfall CV 3.0 erzielt positive Effekte bei der Erhöhung der Stand-
ortattraktivität, weil Arbeitnehmer und Arbeitgeber ideal interagieren können. Wenn 
Arbeitslosenämter auch Zugriff auf die Daten haben, funktioniert das Job-Matching 
auch auf dieser Seite. Zusätzlich wird die Transparenz erhöht. Die Nutzung des 
Werkzeugs durch die Bevölkerung beschleunigt wie bei jedem Anwendungsfall die 
IKT-Diffusion und hebt die IKT-Kompetenzen der Bürger.
Auf der Dimension Wohlfahrt verändern sich die gesellschaftliche Teilhabe und die 
soziale Inklusion positiv, weil viele einen Job finden werden oder sehen, welche 
Kompetenzen auf dem Markt nachgefragt werden. Zusätzlich kann der Staat Ana-
lysen vornehmen und z.B. Bildungsmassnahmen initiieren, was auch seine Legiti-
mität stärkt.
Bei der politischen Teilhabe kann keine Wirkung herausgearbeitet werden.
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Vergleicht man die identifizierten Voraussetzungen mit den Erfahrungen anderer 
E-Government-Vorreiter, so zeigt sich, dass in erster Linie ein dezentrales System 
zur Verfügung gestellt werden muss, das vorhandene Komponenten verbindet und 
neue problemlos und technologie- sowie anbieterunabhängig integrieren kann. 
Dabei scheint es von Vorteil zu sein, auf bereits verfügbare und funktionierende 
Lösungen zuzugreifen bzw. diese zu adaptieren, als im Gegensatz Ressourcen in 
eine aufwändige und kostenintensive Neuentwicklung zu stecken. Ziel muss es sein, 
die am besten geeigneten und verfügbaren Komponenten intelligent einzukaufen 
und sich nicht mit grossen, teuren sowie sich langsam entwickelnden Projekten zu 
behindern, die in erster Linie in unflexiblen Systemen münden 31.
Ausgehend von diesen bereits gemachten internationalen Erfahrungen 32 sowie den 
in den Anwendungsfällen beschriebenen SOLL-Prozessen, den damit verknüpften 
Funktionalitäten und Voraussetzungen sowie den resultierenden Auswirkungen er-
geben sich folgende vier Grundsätze, die es politisch und technologisch einzuhal-
ten gilt:
Der Bürger ist in der Mitte
• Das System muss bürgerzentrisch konzipiert sein.
• Einfache, flexible und barrierefreie Zugänge sind notwendig.
• Der Bürger/die Bürgerin bzw. der Einwohner/die Einwohnerin ist Inhaber seines/
ihres eBürgerdossiers und muss zu jedem Zeitpunkt selbst entscheiden können, 
welche Daten bei wem sichtbar sind.
Transparenz und Vertrauen 33
• Transparenz über die bestehenden Informationen und deren Quellen sowie bzgl. 
der Zugriffe auf die Daten muss zu jedem Zeitpunkt gewährleistet sein.
• Das eBürgerdossier sollte vom Staat bzw. einem vertrauenswürdigen, neutralen 
oder akkreditierten Umsetzungspartner bereitgestellt werden.
• Unterstützende oder abwickelnde Organisationen müssen demokratischen Gover-
nance-Regeln unterliegen (z. B. indem die Aufsichtsorgane entsprechend zusam-
mengesetzt werden).
• Eine eindeutige Departementszugehörigkeit muss zur Sicherstellung der entspre-
chenden Governance erfolgen.
• Der Zugang zur Infrastruktur muss frei und für jeden verfügbar sein, sofern die 
jeweiligen Governance-Grundsätze eingehalten werden.
Sicherheit
• Eine hohe Daten- und Informationssicherheit sowie ein entsprechender Persön-
lichkeitsschutz muss gewährleistet sein. 
• Vertrauen und Rechtssicherheit müssen gewährleistet sein.
• Die absolute Daten- und Informationshoheit der Bürger/innen bzw. der Einwoh-
ner/innen muss gelten.
31 vgl. Estonian IKT Export Cluster (2016).
32 vgl. Estonian IKT Export Cluster (2016), vgl. Prabir, P., Sahu, G. P. (2013).
33 vgl. Huang, Z., Benyoucef, M. (2014).
61Dezentral, aber vollständig
• Die Dokumente und/oder Daten können dezentral verwaltet werden und werden 
nur für eine Abfrage oder einen Anwendungsfall zusammengestellt, der für ei-
nen bestimmten Zweck nötig oder sinnvoll ist. 
• Das eBürgerdossier ist geeignet, um alle amtlichen und wichtige nicht amtliche, 
administrative Aufgaben aus Sicht der Bürger/innen und Einwohner/innen abzu-
wickeln. 
Damit die aufgezeigten politischen sowie technologischen Voraussetzungen geschaf-
fen werden, müssen Veränderungen in der Governance vorgenommen werden. Zu-
dem müssen neue Dienstleistungen der öffentlichen Verwaltung geschaffen werden. 
Dann wird es möglich, eine Umsetzung des eBürgerdossiers anzustossen. Die im Fol-
genden vorgestellten zu unternehmenden Schritte müssen nicht zwingend sequen-
ziell verstandenen werden, sondern können auch parallel realisiert werden.
Schritt 1: Sicherstellung der entsprechenden Governance
Zur Sicherstellung der Governance muss vorerst eine Zuständigkeit für die Umset-
zung des eBürgerdossiers geschaffen werden. Es ist zu empfehlen, dass diese Zu-
ständigkeit auf Bundesebene angesiedelt und sie einem Departement zugeordnet 
wird. Immerhin geht es bei der Umsetzung darum, die nationale Infrastruktur zu er-
weitern, sodass sich durch die Digitalisierung der erwähnte ökonomische und poli-
tische Nutzen einstellt.
Schritt 2: Elektronische Identität sicherstellen
Jede/r Bürger/in und jede/r Einwohner/in muss über eine elektronische Identität ver-
fügen, mit der er oder sie sich am eBürgerdossier anmelden kann. Die elektronische 
Identität muss so gestaltet sein, dass sie die eindeutige Identifikation in der Schweiz 
sicherstellt und für die elektronische Signatur genutzt werden kann 34. Ein eindeuti-
ger Personen-Identifikator (EPID), wie vom eID-Projekt des Bundesamtes für Poli-
zei (fedpol) vorgeschlagen, stellt sicher, dass die E-Government-Prozesse reibungs-
los ineinandergreifen. Mit dieser elektronischen Identität können dann über das 
eBürgerdossier sämtliche E-Government-Services genutzt werden. Mit der SuisseID 
ist in der Schweiz bereits eine nützliche Grundlage dafür geschaffen. Das Projekt IDV 
Schweiz (Identitätsverbund Schweiz) vom SECO entwickelt zurzeit zudem eine fö-
derierte Identitätslösung (identity broker), die es den Bürgern/Bürgerinnen erlaubt 
– mit den verschiedensten Creditials (SuisseID, MobileID, eIDAS, Fido und bereits 
existierenden regionalen Lösungen wie BELogin) –, mit Behörden auf allen drei fö-
deralen Stufen zu interagieren. Der Identitätsverbund Schweiz wäre daher eine gute 
Basis für das geplante eBürgerdossier.
Schritt 3: Akkreditierungs- und Zertifizierungsstelle schaffen
Damit sich Anbieter als Organisationen und Anbieter mit ihren technischen Lösun-
gen für eine Rolle im eBürgerdossier oder mit einer technischen Lösung als Teil des 
eBürgerdossiers anbieten können, braucht es eine staatliche Stelle, die Organisa-
tionen und technische Lösungen auf ihre Eignung und die Einhaltung der Sicherheits-
vorgaben prüft und zertifiziert.
35 vgl. Ziegler, P. (2015), vgl. Tinholt, D., Colclough, G. et al. (2014a).
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35 vgl. Ziegler, P. (2015), vgl. Tinholt, D., Colclough, G. et al. (2014a).
Schritt 4: Umsetzung anstossen
Sind die drei ersten Schritte erledigt, steht einer Investition in den Aufbau des eBür-
gerdossiers durch eine private Organisation nichts mehr im Wege, ausser dem öko-
nomischen Risiko. Da die Anfangsinvestition eher hoch ist und die Rentabilität von 
sehr vielen Faktoren abhängt, die ein potenzieller Anbieter nicht beeinflussen kann, 
besteht das Risiko, dass kein Anbieter ohne Anstoss in den Aufbau des eBürgerdos-
siers investiert.
Die Erfahrung aus anderen Ländern sowie die Erfahrung mit anderen, ähnlichen In-
frastrukturen zeigt 35, dass eine Ausschreibung und Vergabe dann erfolgreich ist, 
wenn der Staat einerseits mitfinanziert und andererseits Garantien abgibt. Da auch 
die Verwaltung vom eBürgerdossier profitiert, ist es zudem gerechtfertigt, wenn die 
öffentliche Hand einen Teil des eBürgerdossiers mitfinanziert. Da das eBürgerdos-
sier dann am besten funktioniert, wenn die Kernfunktionen nur einmal zur Verfügung 
gestellt werden, muss dem Auftragnehmer eine Monopolgarantie abgegeben wer-
den. Ausserhalb der Kernfunktionen darf sich ein Wettbewerb einstellen. Beispiels-
weise sollte das eBürgerdossier mehrere Serviceanbieter wie zum Beispiel für den 
Data Safe zulassen. Es ist auch denkbar, dass mehrere Front-End-Anbieter zugelas-
sen werden. Sicherlich sollten für spezifische Lösungen (für jeden Anwendungsfall) 
jeweils ein oder mehrere Anbieter ausserhalb des Anbieters der Kernfunktionalität 
zugelassen werden.
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66 10 Anhang 1
Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereichen Politik und Wirtschaft
Bezeichnung: Elektronisches Grundstück-Informationssystem eGris
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
Mit der Realisierung von eGRIS soll der Informationsaustausch im Grundbuchwe-
sen durch die Einführung eines schweizweiten, elektronischen Grundstück-Infor-
mationssystems (eGRIS) vereinfacht werden. Der Bezug von Grundbuchdaten für 
Behörden und Wirtschaft und die Abwicklung des Geschäftsverkehrs soll elektro-
nisch geschehen.
Ebene Bürger Zukünftige Besitzer und Besitzer von Grundstücken
Ebene Bund Keine
Ebene Kanton Grundbuchämter
Ebene Gemeinde Keine
Ebene Privatwirtschaft Banken, Notare
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier kann als zentraler Daten- und Dokumentenspeicher sowie als 
Austauschplattform fungieren. Der Gesuchsteller kann die Anfrage stellen, die 
Dokumente werden in das eBürgerdossier hochgeladen. Die Behörden beziehen die 
Dokumente aus dem eBürgerdossier und können zugleich die Stammdaten der Per-
son abgleichen.
Nutzen
Aufgrund der Anzahl Anfragen für Grundbuchauszüge pro Jahr wird der Nutzen als 
hoch eingeschätzt. Alle Akteure profitieren von kürzeren Durchlaufzeiten und ei-
nem medienbruchfreien Prozess. Der Bürger profitiert direkt, da der Analyse- und 
Rechercheprozess optimiert wird und der elektronische Austausch die Kosten für 
Gebühren und Versand senkt.
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: ca. 500 000 Anfragen pro Jahr 1  
(ohne digitalen Bezug der Notare)
Anzahl beteiligter Akteure: ≥ 4
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 5
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 1
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
1 Annahme gemäss GBA Bern Mittelland (2015): 10–15 Anfragen pro Tag ➞ 7 GBA in Bern =  
70–105 pro Kanton x 26 Kantone x 220 Arbeitstage ~ 500 000.
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68 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Wohnen, Arbeit, soziale Sicherheit und  
Gesundheit
Bezeichnung: Meldung und Abwicklung Adressänderung, Wegzug, Zuzug
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
In der Schweiz werden jährlich rund 700 000 Umzüge gemeldet. Dies generiert pro 
Umzug ein Vielfaches an Adressänderungsmeldungen. Die betroffenen Bürger müs-
sen den Wegzug bei ihrer bisherigen Gemeinde und den Zuzug bei der neuen Ge-
meinde melden. Dies erfordert zudem diverse Dokumente, wie den Heimatschein, 
den Familienausweis und die Krankenkassenkarte bzw. einen Versicherungsnach-
weis der aktuellen Krankenversicherungs-Police. Ausserdem muss die Adressän-
derung zusätzlich beim Strassenverkehrsamt, dem Sektionschef (bei Dienstpflicht) 
bzw. dem Regionalzentrum (Angehöriger Zivilschutz) sowie bei privaten Unterneh-
men wie bei der Post, bei Banken und Versicherungen, der Billag oder bei diversen 
Versorgungsdiensten gemeldet werden.
Ebene Bürger Von der Adressänderung betroffene Personen
Ebene Bund Keine
Ebene Kanton Strassenverkehrsamt
Ebene Gemeinde Alte Wohngemeinde, Neue Wohngemeinde, (Sektionschef, Regionalzentrum)
Ebene Privatwirtschaft Diverse Unternehmen (mindestens Post, Billag, Versorgungsunternehmen, Bank,  
Versicherungen) 
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier, kann als zentraler Daten- und Dokumentenspeicher fungie-
ren. Adressänderungen werden im eBürgerdossier vorgenommen und automatisch 
bei den zu benachrichtigenden Stellen registriert. Notwendige Dokumente und 
Nachweise liegen im eBürgerdossier. Personen, die den Wohnort wechseln, können 
ihre Adressänderung somit in der ganzen Schweiz zentral online melden.
Nutzen
Aufgrund der hohen Anzahl Umzüge pro Jahr ist der potentielle Nutzen sehr hoch. 
Es profitieren die Privatpersonen, die sich den Gang auf die verschiedenen Behör-
den sparen und die Adressänderung und alle dazugehörigen Prozesse einfach on-
line erledigen können sowie die Verwaltungsstellen und speziell die Einwohner-
dienste, welche entlastet werden. Private Unternehmen profitieren zudem, da sie 
von ihren Kundinnen und Kunden strukturierte, verifizierte, elektronische Adress-
meldungen erhalten, die medienbruchfrei in ERP-Systeme, Datenbanken oder Fach-
anwendungen übernommen werden können. Gleichzeitig erhöht sich die Datenqua-
lität bezüglich Aktualität, Vollständigkeit und Verlässlichkeit, was zu einer Reduktion 
der Fehlerquote führt.
1 Vgl. Geschäftsstelle E-Government Schweiz (2014)
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Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: ca. 700 000 pro Jahr 1  
Anzahl beteiligter Akteure: ≥ 7
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 5
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 4
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
70 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Wohnen, Arbeit, soziale Sicherheit und  
Gesundheit
Bezeichnung: Bewilligungen im Bereich Arbeit
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
Vor allem um Arbeitsnehmer vor Überlastung und Konsumenten vor Schäden zu 
schützen sind viele Tatbestände Bewilligungs- oder meldepflichtig. Dazu gehören 
z. B. Sonntagsarbeit oder Handel mit Chemikalien. Diese Bewilligungen und Mel-
dungen sind von Selbständigen und Unternehmen je nach Thema beim Bund, Kan-
ton oder der Gemeinde einzuholen bzw. einzureichen.
Ebene Bürger von der Bewilligungs- und Meldepflicht betroffene Bürger
Ebene Bund als Aussteller von Bewilligungen und Prüfer von Meldepflichten
Ebene Kanton als Aussteller von Bewilligungen und Prüfer von Meldepflichten
Ebene Gemeinde als Aussteller von Bewilligungen und Prüfer von Meldepflichten
Ebene Privatwirtschaft Von der Bewilligungs- und Meldepflicht betroffene Unternehmen
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Im eBürgerdossier können die Bürger ihre Anträge, Bewilligungen, Meldungen, 
Rückweisungen und vor allem auch Ausweise, Zeugnisse usw. im Zusammenhang 
mit den Bewilligungen speichern. Auch Unternehmen können davon profitieren, 
indem ihre Mitarbeitenden Ausweise, Zeugnisse usw. dem Unternehmen für den 
Antrag einfach zur Verfügung stellen können. Die Behörden schicken die Genehmi-
gung zurück an das eBürgerdossier, so dass der Bürger oder das Unternehmen 
darüber verfügen kann.
Nutzen
Grundsätzlich würde der direkte, elektronische Austausch allen Beteiligten helfen, 
den Prozess durchgängiger und damit effizienter und fehlerfreier zu gestalten. Nicht 
wenige der Bewilligungen und Meldungen werden jedoch nur einmal benötigt, was 
das Volumen beschränkt. Ausweise, Zeugnisse usw. müssten zudem so ausgestellt 
werden, dass sie via eBürgerdossier gültig verwaltet werden können.
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: ≥ 10 000 pro Jahr 1  
Anzahl beteiligter Akteure: ≥ 2
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 1
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 1
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
1 In der Schweiz werden jedes Jahr rund 10 000 Unternehmen gemäss Bundesamt für Statistik  
gegründet (2015). Für viele dieser Unternehmen werden Bewilligungen im Bereich Arbeit benötigt, 
deshalb wird die Anzahl Gründungen als Indikator verwendet.
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72 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Bauen
Bezeichnung: Baubewilligungen beantragen
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
Pro Jahr werden in der Schweiz ca. 16 500 Baugesuche bewilligt (2012). Die Bau-
bewilligungsverfahren sind kantonal geregelt und für den Gesuchsteller aufwändig. 
Er reicht das Baugesuch sowie die nötigen Unterlagen bei der zuständigen Stelle 
ein, die zuerst eine Vorprüfung macht und dann das Gesuch behandelt. Die Fristen 
liegen je nach Bauvorhaben zwischen einem und vier Monaten. Der Baubewilli-
gungsprozess soll vollständig elektronisch abgewickelt werden, was sowohl den 
Aufwand des Gesuchstellers als auch der zuständigen amtlichen Stellen verringert.
Ebene Bürger Gesuchsteller
Ebene Bund Keine
Ebene Kanton Kantonale Baudirektion
Ebene Gemeinde Örtliche Bauämter/Bausekretariate
Ebene Privatwirtschaft Architekten, Druckereien, Vermessungstechniker usw.
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier, kann als zentraler Daten- und Dokumentenspeicher sowie als 
Austauschplattform fungieren. Der Gesuchsteller kann das Dossier vollständig 
elektronisch zusammenstellen. Die Behörden beziehen die Dokumente aus dem 
eBürgerdossier und laden später die Baubewilligung in den entsprechenden Ord-
ner hoch. Das eBürgerdossier ermöglicht die vollständige elektronische Abwicklung 
des Prozesses, weil auch die Baupläne nun in digitaler Form vorliegen.
Nutzen
Aufgrund der Anzahl Baubewilligungen pro Jahr wird der Nutzen als hoch einge-
schätzt. Alle Akteure profitieren von kürzeren Durchlaufzeiten und einem medien-
bruchfreien Prozess. Der Bürger profitiert direkt von tieferen Gebühren und tiefe-
ren Versand- und Druckkosten.
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: ca. 16 500 ausgestellte Bewilligungen pro Jahr 1  
Anzahl beteiligter Akteure: ≥ 6
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 3
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 7
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
1 Quelle: Bundesamt für Statistik (2013a): Anzahl baubewilligte Wohngebäude inkl. Einfamilien-
häuser 2012 
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74 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich amtliche Auszüge und amtliche Beglaubigungen
Bezeichnung: Bestellung und Bezug von amtlichen Dokumenten
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
In Verfahren mit Verwaltungen, Registern und Gerichten, aber auch im Verkehr mit 
Privaten (Banken, Vermieter) werden Auszüge, Ausweise und beglaubigte Kopien 
traditionell als Papierbelege beigefügt. Ausweise, Urkunden, Registerauszüge wie 
auch Entscheide und Verfügungen im Justizbereich sollen von Berechtigten in elek-
tronischer Form signiert bezogen und ausgetauscht, d.h. zu anderen Geschäfts-
prozessen beigefügt, werden.
Ebene Bürger Besteller
Ebene Bund Bundesamt für Justiz
Ebene Kanton Handelsregisteramt, Grundbuch-, Betreibungsämter, Notariate, Gerichte usw.
Ebene Gemeinde Betreibungsämter, Zivilstandsamt, Notariate usw.
Ebene Privatwirtschaft Verschiedene juristische Personen (Notare, Vermieter, Banken usw.)
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier kann als zentraler Daten- und Dokumentenspeicher sowie als 
Austauschplattform fungieren. Die signierten Dokumente können von den Behör-
den hochgeladen und vom Bürger distribuiert werden. Zusätzlich können die 
Stammdaten der Person jeweils übernommen respektive abgeglichen werden.
Nutzen
Aufgrund der grossen Anzahl Auszüge pro Jahr und die Integration signierter elek-
tronischer Dokumente in die Geschäftsprozesse verschiedenster Akteure wird der 
Nutzen als sehr hoch eingeschätzt. Alle Akteure profitieren von kürzeren Durch-
laufzeiten und medienbruchfreier Prozesse in ERP-Systemen und Fachanwendun-
gen. Der Bürger profitiert direkt von einer Vereinfachung des Bestellungs- und Ein-
reichungsprozesse. Zusätzlich können Gebühren und Versandkosten gesenkt 
werden.
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: Nicht bezifferbare enorm grosse Anzahl von 
Anwendungsfällen  
Anzahl beteiligter Akteure: ≥ 13
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 2
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 13
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
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76 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Bildung, Forschung und Kultur
Bezeichnung: Curiculum Vitae 3.0
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
Lebenslange Aus- und Weiterbildung betrifft heute fast jeden Bürger und jede Bür-
gerin. Die Angebote sind sehr vielfältig. Von staatlichen Ausbildungen über private 
Ergänzungsangebote, staatlich finanzierter Schulen und Universitäten bis zu ganz 
Privaten bieten tausende von Schulen Weiterbildungen an. Bürgerinnen und Bür-
ger wollen ihre Aus- und Weiterbildung in ihrem Lebenslauf festhalten, um sie bei 
Bewerbungen nachzuweisen. Unternehmen und die Verwaltung wollen die Aus- und 
Weiterbildung von Bewerber/innen und Mitarbeitenden zuverlässig und schnell er-
kennen können. Stellenvermittler helfen, das Angebot und die Nachfrage nach Ar-
beitskräften zusammenzuführen. Auch für das schnelle Erkennen von Übereinstim-
mungen in Angebot und Nachfrage sind zuverlässige Angaben über abgeschlossene 
Aus- und Weiterbildungen wichtig. Heute stellt jeder seinen Lebenslauf individuell 
zusammen. Bewerbungsverfahren sind individuell strukturiert und der Nachweis 
von Aus- und Weiterbildungen verläuft mittels kopierten Zertifikaten unstruktu-
riert. Eine gemeinsame Datenbasis für das Abrufen von Aus- und Weiterbildungs-
zertifikaten für Arbeitnehmer/innen und Arbeitgeber/innen würde das Erstellen von 
Lebensläufen, Bewerbungsprozessen, die Identifikation sinnvoller Weiterbildungen 
und vieles mehr vereinfachen und mehr Transparenz in die Angebote und die Nach-
frage bringen. 
Ebene Bürger Schüler/innen, Student/innen, Personen, die sich weiterbilden und/oder eine Stelle suchen
Ebene Bund SBFI, EHB, SECO (Direktion für Arbeit)
Ebene Kanton Bildungsdirektionen, Direktionen für Wirtschaft & Bildung
Ebene Gemeinde Volksschulen, Universitäten, usw.
Ebene Privatwirtschaft Private Bildungsinstitute, Zertifizierungsstellen, Stellenvermittler, Job-Plattformen
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Im eBürgerdossier speichern Bürger/innen ihre Aus- und Weiterbildungszertifikate 
ab. Erlangt jemand ein neues Zertifikat, kann es das Ausbildungsinstitut automa-
tisch ans eBürgerdossier liefern. Das eBürgerdossier stellt automatisch die Echt-
heit des jeweiligen Zertifikats sicher. Bürger/innen können den Zugriff auf ihren 
Lebenslauf beliebig sperren und freigeben. Unternehmen, Verwaltungen, Job-Platt-
formen usw. können direkt auf die freigegebenen Daten zugreifen und sie mit ih-
ren Systemen für ihren Zweck weiterverarbeiten.
Nutzen
Jede Schweizerin, jeder Schweizer könnte so ihr elektronisches CV führen und hätte 
immer alle Unterlagen für eine interne oder externe Bewerbung parat. Dies spart 
Zeit und verhindert das mühsame wiederbeschaffen verlorener Zertifikate. Arbeit-
geber/innen hätten schneller einen Überblick über die Aus- und Weiterbildung ih-
rer Mitarbeitenden und Bewerbenden. Sie könnten sich die Überprüfung von Zer-
tifikaten ersparen und würden schneller Lücken in der Aus- und Weiterbildung ihrer 
Belegschaft entdecken. Eine anonyme Datenauswertung könnte zudem aufzeigen, 
inwiefern sich Angebot und Nachfrage in nächster Zeit treffen und welche Aus- und 
Weiterbildungen gefördert werden sollten.
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Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: 
Formale Bildung: 246 000; Lernende; 147 000 Uni-Besucher/innen; 
72 000 FH-Besucher/innen; 
Nicht formale Bildung: schätzungsweise viele zehntausend Personen.  
Anzahl beteiligter Akteure: Alle Stufen der Verwaltung; tausende von Schulen
Anzahl Interaktionen des Bürgers: mehr als 20 (nahezu jährlich; zählt man Ab-
schlüsse, Bewerbungen, Beförderungen usw. zusammen)
Anzahl benötigter Dokumente: mehr als 10 (Schätzung)
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
78 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereichen Politik und Wirtschaft
Bezeichnung: Einfacher und vernetzter Zugriff auf Geoinformationen
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
Geoinformationen bilden die Basis für Planungen, Massnahmen und Entscheidun-
gen aller Art – in der Verwaltung, Politik, Wirtschaft und Wissenschaft wie im Pri-
vatbereich. Sie sind ein bedeutendes Wirtschaftsgut und eine wesentliche Voraus-
setzung für eine gut funktionierende Demokratie. Aus den vorhandenen Geo- 
informationen soll eine deutlich verbesserte Wertschöpfung erzielt werden. Damit 
diese effizient genutzt werden können, müssen sie jederzeit aktuell, untereinan-
der kompatibel und breit zugänglich sein.
Ebene Bürger Informations-Nachfrager
Ebene Bund Bundesamt für Landestopographie Swisstopo
Ebene Kanton Keine 
Ebene Gemeinde Keine 
Ebene Privatwirtschaft Keine 
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier, kann als Speichermedium von Geoinformationen und für 
einen erleichterten Bezahlprozess eingesetzt werden. Swisstopo übermittelt die 
Daten direkt ins eBürgerdossier.
Nutzen
Obwohl die ökonomische Bedeutung von Geoinformationen immens ist (in der 
Schweiz wurde das Marktvolumen 2002 auf 200 Millionen mit 10 bis 20 Prozent 
Wachstum pro Jahr geschätzt)1 wird der Nutzen für den Bürger als marginal ein-
geschätzt, da sein Informationsbedarf an Geoinformationen von Gratisangeboten 
wie Google-Maps, Mapsearch.ch usw. befriedigt wird. Die konkreten Angebote für 
Private Swiss Map Mobile (Landeskarten auf Smartphone oder Tablet, Jahresabo 
38.– SFr.) und digitale Landes- sowie Übersichtskarten werden als nicht-häufig-ge-
nutzt eingeschätzt.
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: nicht-häufig  
Anzahl beteiligter Akteure: ≥ 2
Anzahl Interaktionen des Bürgers: 2
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 0
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
1 vgl. Bundesamt für Landestopographie (2002).
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80 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Sicherheit, Landesverteidigung, Zivilschutz
Bezeichnung: ePolice
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
Mit dem Projekt Suisse ePolice werden den Bürgern/innen ortsunabhängig und je-
derzeit polizeiliche Dienstleistungen via einem Internetportal zur Verfügung ge-
stellt. Aktuell sind dies Anzeigen zum Fahrraddiebstahl, zum Kontrollschildverlust/
Kontrollschilddiebstahl und zur Sachbeschädigung sowie Anträge auf Waffener-
werbsschein sowie zum bewilligungspflichtigen Waffenerwerb. Dadurch wird nicht 
nur Transparenz bei der Fallerfassung sondern auch Zeit gespart und administra-
tive Tätigkeiten reduziert. Für die Nutzung der über ePolice angebotenen Leistun-
gen muss der Bürger verschiedene Daten und Dokumente bereithalten, sei es 
als Auskunftsquelle oder als Beilage. Die Daten sind in den Online-Formularen der 
Suisse ePolice zu erfassen und die notwendigen Dokumente anzuhängen bzw. nach-
zureichen. 
Ebene Bürger Betroffene Person
Ebene Bund Keine
Ebene Kanton Kantonspolizei
Ebene Gemeinde Stadtpolizei
Ebene Privatwirtschaft Versicherungsunternehmen, Ärzte, Sachverständige usw.
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier, kann als zentraler Daten- und Dokumentenspeicher fungie-
ren. Am ePolice-Onlineschalter angestossene Prozesse können mit den passenden 
und aktuellen Dokumenten flankiert werden. Die benötigten Daten können auto-
matisch aus dem eBürgerdossier übernommen werden. Dies könnte zum Beispiel 
über eine Registrierung bei Suisse ePolice mittels eBürgerdossier geschehen.
Nutzen
Aufgrund der hohen Anzahl Bürgerkontakte mit der Polizei ist der Nutzen als hoch 
einzustufen. Es profitieren auf der einen Seite die Privatpersonen, die sich Daten-
erfassungen und Dokumentenbeilage im Zusammenhang mit den Suisse ePolice-
Leistungen sparen können und auf der anderen Seite die polizeilichen Behörden, 
die aktuelle Daten zur Verfügung haben und dadurch die längeren Bearbeitungs-
zeiten durch Nachreichungen usw. reduzieren können. Zwar sind die aktuellen Leis-
tungen der Suisse ePolice recht begrenzt, der sukzessive Ausbau ist jedoch zu er-
warten.
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1 vgl. Suisse ePolice via Limmattaler Zeitung (2014a)
2 vgl. Bundesamt für Statistik (2014): Anzahl registrierter Straftaten
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: aktuell ca. 11 625 1 pro Jahr, steigendes 
Potenzial auf max. ca. 431 049 2  
Anzahl beteiligter Akteure: ≥ 2
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 2
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 2
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
82 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Volk und Wahlen
Bezeichnung: E-Vernehmlassung
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
Neue Gesetze, internationale Verträge und andere gewichtige politische Vorhaben 
werden zuerst von Experten als Entwurf ausgearbeitet. Der Bundesrat schickt 
diesen dann in die Vernehmlassung, d. h. er bittet Kantone, politischen Parteien 
und Verbände um ihre Meinung zum Entwurf. Damit soll letztlich eine tragfähige 
Vorlage erarbeitet werden, gegen diese keine Referenden ergriffen wird. Die Ver-
nehmlassung ist auch offen für Einzelpersonen, alle Bürger können ihre Meinung 
einbringen.
Ebene Bürger Bürger, die sich im Rahmen der Vernehmlassung zum Entwurf äussern wollen
Ebene Bund Bundesrat als offizieller Absender der Vernehmlassung
Bundeskanzlei als Organisatorin der Vernehmlassungen
Bundesämter/Expertenkommissionen als Verfasser von Entwürfen
Ebene Kanton Adressat von Vernehmlassungen
Ebene Gemeinde Grundsätzlicher Adressat von Vernehmlassungen
Ebene Privatwirtschaft Verbände als häufiger Adressat von Vernehmlassungen
Politische Parteien als Adressat von Vernehmlassungen
Unternehmen als grundsätzliche Adressaten von Vernehmlassungen
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Einerseits könnten sich die Bürger via eBürgerdossier einfacher zu einem Entwurf 
äussern, weil sie automatisch informiert, identifiziert, authentifiziert würden und 
ihre Stellungnahme elektronisch übermitteln könnten. Andererseits hat das eBür-
gerdossier auch Potential, die Stellungsnahmen der offiziellen Adressaten auf die-
selbe Weise zu vereinfachen und zusätzlich die Zusammenarbeit zur Verfassung 
der gemeinsamen Stellungnahme zu unterstützen.
Nutzen
Für den Bürger bietet die Verknüpfung von eBürgerdossier und Vernehmlassungen 
eine Vereinfachung für die politische Partizipation. Falls auch Verbände und insbe-
sondere die Kantone für die Vernehmlassung via eBürgerdossier gewonnen wer-
den können, gibt es bei 50 Vernehmlassungen pro Jahr wohl einiges Potenzial zur 
Effizienzsteigerung bei der Formulierung und Übermittlung der Stellungnahme. 
Auch der Bund dürfte den Versand und die Auswertung effizienter gestalten kön-
nen, wenn die Kommunikation vorwiegend elektronisch erfolgt, allerdings ist die 
Bundeskanzlei bereits heute für eine effiziente Durchführung ausgerüstet.
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1 vgl. Bundeskanzlei (2016)
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: ca. 50 Vernehmlassungen pro Jahr1  
Anzahl beteiligter Akteure: ≥ ca. 40 (26 Kantone, 11 in der Bundesversammlung 
vertretene Parteien, mehrere tausend Verbände, gut 5 Mio. Stimmberechtigte)
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 1
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 5
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
84 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Schweizerinnen und Schweizer im Ausland
Bezeichnung: Konsularische Dienstleistungen für Schweizerinnen und Schweizer 
im Ausland
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
2014 lebten 746 885 Schweizerinnen und Schweizer im Ausland. Zusätzlich waren 
1,2 Mio. Schweizerinnen und Schweizer ausserhalb Europas unterwegs. Diese kön-
nen sich für konsularische Dienstleistungen aller Art an die Schweizer Vertretung 
(Botschaft, Generalkonsulat, Regionale Konsularcenter) vor Ort wenden. Zu den 
konsularischen Dienstleistungen für Schweizer Bürger zählen: An- bzw. Abmeldung 
bei der Schweizer Vertretung; Anträge für Identitätskarten und Pässe; Zivilstands-
angelegenheiten, etwa Geburt, Heirat, Scheidung usw.; Mitteilung von Adress-
änderungen und Einbürgerungen. Diese Geschäfte sollen über ein Internetportal 
papierlos initiiert und abgewickelt werden können.
Ebene Bürger Im Ausland wohnhafte Schweizer Bürger
Ebene Bund Konsularische Dienste EDA
Ebene Kanton Keine
Ebene Gemeinde Keine
Ebene Privatwirtschaft Postdienste der jeweiligen Länder
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier kann als zentraler Daten- und Dokumentenspeicher fungieren. 
Änderungen der Stammdaten werden im eBürgerdossier vorgenommen und auto-
matisch an die konsularischen Dienste übermittelt. Dokumente und Nachweise kön-
nen über das eBürgerdossier von den konsularischen Diensten bezogen oder aus-
gestellte Dokumente digital übermittelt werden.
Nutzen
Aufgrund der Anzahl Anwendungsfälle wird der Nutzen als hoch eingestuft. Konsu-
larische Dienste können ohne Vorsprache bei einer Schweizer Vertretung im Aus-
land in Anspruch genommen werden (Einsparung von Reisekosten). Dies gewinnt 
durch die sparpolitisch initiierte Reduktion des dichten Aussennetzes der Schweiz 
an Relevanz. Durch den Wegfall des physischen Versands vieler Dokumente (be-
glaubigte Dokumente und Identitätsausweise werden weiterhin als Original phy-
sisch versandt werden) können die Gebühren gesenkt und die Datenqualität erhöht 
werden. Zusätzlich kann die Durchlaufzeit der Bearbeitung gesenkt werden.
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1 Konservative Schätzung: Jeder Auslandschweizer nimmt einmal im Jahr die Vertretung in  
Anspruch. 
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: ca. 750 000 pro Jahr 1  
Anzahl beteiligter Akteure: 3
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 3
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 10
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
86 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Wirtschaft
Bezeichnung: Parameterportal Verbraucherschutz
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
Es gibt eine Vielzahl von Parametern – umgangssprachlich Richtwerte – die Orga-
nisationen zum Schutz des Verbrauchers einhalten müssen. Der Verbraucher kennt 
diese Parameter und dazugehörende Definitionen, Höchstwerte, Messverfahren 
usw. jedoch nur in den seltensten Fällen. Will sich ein Verbraucher informieren, 
muss er zuerst herausfinden, wer die Parameter definiert, um diese Organisation 
anfragen zu können. Jedes Mal, wenn einer Anpassung des Parameters stattgefun-
den hat oder der Verbraucher eine Anpassung erwartet, muss er erneut Auskunft 
verlangen. 
Ebene Bürger Bürger, die Parameter des Verbraucherschutzes wissen wollen
Ebene Bund Bundesamt für Gesundheit BAG
Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen BLV
Ebene Kanton Kantonale Ämter für Verbraucherschutz 
Ebene Gemeinde Keine 
Ebene Privatwirtschaft Landwirte, Chemie-, Lebensmittel- und Bekleidungs-Industrie, Unternehmen im  
Gesundheits- und Entsorgungswesen und weitere Stiftungen und Vereine 
• Associazione consumatrici e consumatori della Svizzera italiana ACSI
• Fédération romande des consommateurs FRC
• Konsumentenforum kf
• Stiftung für Konsumentenschutz SKS
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier kann als Dokumentenspeicher fungieren, in den die antwor-
tende Organisation ihre Antworten ablegen können. Idealerweise werden überar-
beitete Dokumente automatisch dem Bürger in das eBürgerdossier geliefert, im 
Sinne eines Abonnements.
Nutzen
Die Stiftung für Konsumentenschutz SKS zählte 8581 Beratungsanfragen und 
297 000 Website-Besucher im Jahr 2014. Es ist anzunehmen, dass ein kleiner Teil 
der Anfragen und Besuche Parameter zum Verbraucherschutz thematisiert. Gleich-
wohl stellt es eine Stärkung des Konsumenten dar, wenn eine Stelle für Anfragen 
definiert wird und automatisch via eBürgerdossier über Aktualisierungen von Para-
metern informiert wird.
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: vielleicht 3000 pro Jahr (1% der Anfragen an SKS) 
Anzahl beteiligter Akteure: ≥ 1
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 1
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 0
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
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88 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Öffentliche Werke und Verkehr
Bezeichnung: Parkkarte beantragen und bezahlen
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
Jährlich können für die rund 480 000 öffentlichen Parkplätze Parkkarten beantragt 
werden. Für die jährliche Neubeantragung müssen die Bürger sich mit ihrem Fahr-
zeug bei ihrer Gemeinde registrieren. Zusätzlich müssen sie im Falle eines Umzuges 
diese Registrierung auch während des Jahres ummelden. Die Beantragung der Park-
karte muss bei der Wohngemeinde vollzogen werden und erfordert zur Identifikation 
von Fahrzeug und Halter den Fahrzeugschein. Die Daten werden von der Gemeinde 
direkt mit den Daten des städtischen Personenmeldeamtes und dem kantonalen Stras-
senverkehrsamt abgeglichen, bevor die Ausstellung der Parkkarte erfolgt. 
Ebene Bürger Parkkarte beantragende Person
Ebene Bund Keine
Ebene Kanton Kantonales Strassenverkehrsamt
Ebene Gemeinde Zuständige Gemeindeabteilung (z. B. Dienststelle Verkehr)
Ebene Privatwirtschaft Keine 
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier kann als zentraler Daten- und Dokumentenspeicher fungieren. 
Parkkarten können direkt für alle Gemeinden im eBürgerdossier beantragt werden. 
Notwendige Dokumente und Daten liegen im eBürgerdossier. Personen, können 
ihre Parkkarte somit in der ganzen Schweiz zentral online beantragen und ggf. di-
rekt bezahlen. Im Falle eines Umzuges, geschieht die Ummeldung automatisch.
Nutzen
Bedingt durch die jährlich wiederkehrende Beantragung sowie die relativ hohen An-
zahl betroffener Bürger, ist der potentielle Nutzen hoch. Es profitieren die Privat-
personen, indem sie, unabhängig von der Wohngemeinde, zentral an einem Ort die 
Parkkarten elektronisch beantragen und bezahlen können. Dies bringt mehr Flexi-
bilität und eine Aufwandverminderung. Die Verwaltung profitiert von optimierten 
nahtlosen Prozessen zwischen verschiedenen Stellen und kann so die Prozesskos-
ten senken.
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: mind. 480 000 pro Jahr 1  
Anzahl beteiligter Akteure: 3
Anzahl Interaktionen des Bürgers: 1
Anzahl benötigter Dokumente: 1
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
1 Mobilitätsakademie (2014): Bei 84 öffentlichen Parkplätzen auf 1000 Parkplätzen und 5,8 Mio. 
Fahrzeugen. 
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90 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Organisation und Administration
Bezeichnung: zentraler Auszug Sozialversicherungsdaten für Bürger
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
Bürgerinnen und Bürger sind verpflichtet, Altersvorsorge zu betreiben und sich zum 
Beispiel gegen Invalidität zu versichern. Das Schweizer System dieser Versiche-
rungen gilt weltweit als wegweisend, denn es sichert die Bürger/innen vergleichs-
weise gut gegen Armut im Alter und Armut durch Berufsunfähigkeit ab. Aus der 
Sicht der Bürger/innen ist es aber kompliziert und aufwändig, sich über den eige-
nen Stand der laufenden Versicherungen und über den Stand der Vorsorge zu in-
formieren. Weil das System teilweise von staatlichen und teilweise auf privaten Or-
ganisationen umgesetzt wird, sind sehr viele Akteure involviert. Dies führt immer 
noch zu Situationen der Unterversicherung (z. B. fehlende Beitragsjahre bei der 
AHV) aber auch zu unnötiger Überversicherung sowie zu steuerlichen Benachteili-
gung einzelner Bürger/innen, die sich teure Beratung zum Thema nicht leisten kön-
nen oder wollen. Der Anwendungsfall betrifft vorläufig die 1. und 2. Säule sowie 
die Säule 3a. 
Ebene Bürger Jede/r Bürger/in und jeder Arbeitnehmende in der Schweiz ab 18 Jahren.
Ebene Bund BSV, Direktion für Arbeit (SECO)
Ebene Kanton Kantonale Ausgleichskassen, Sozialhilfe
Ebene Gemeinde Teilweise Sozialhilfe
Ebene Privatwirtschaft Branchen oder Verbandsausgleichskassen, Sammel-, Gemeinschafts- oder firmeneigene 
Vorsorgeeinrichtung, Suva, private Versicherungsgesellschaften, öffentliche Unfallversiche-
rungskassen oder Krankenkassen, Banken.
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier kann einerseits als Drehscheibe für den Austausch der struk-
turierten Daten über die Versicherungslage eines Bürgers dienen und andererseits 
als Dokumenten-Ablage. Bürger/innen erhalten über das eBürgerdossier Auskunft 
darüber, wo sie wie gut versichert sind und wie sich dies auswirken kann, wenn die 
Standardfälle (Pensionierung, Invalidität, Tod usw.) eintreten. Überträge zwischen 
den Kassen und Versicherungen sowie auf und von Freizügigkeitskonten könnten 
direkt im eBürgerdossier angestossen werden.
Nutzen
Damit können die Bürger/innen gegen Unter- und Überversicherung besser ge-
schützt werden. Zudem erspart es den genannten Akteuren sehr viel Zeit, die heute 
mit dem Zusammenstellen von Daten verbracht wird. Im eBürgerdossier sind dann 
auch immer die aktuellen Gesetze und Werte hinterlegt, so dass viel Zeit mit dem 
Recherchieren nach Änderungen eingespart werden kann. Für die Ausgleichskas-
sen entfällt der Aufwand einzelne Nachweise erbringen zu müssen. Die Bürger/in-
nen können sich selbst bedienen. Gleiches gilt je nach Wille der privaten Versiche-
rungen der zweiten und dritten Säule.
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Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: ca. 8 Mio. Versicherte mit min. zwei Kontakten 
pro Jahr  
Anzahl beteiligter Akteure: Alle Stufen der Verwaltung, viele private Player 
(z. B. 150 Ausgleichskassen, ca. 1600 Vorsorgeeinrichtungen
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 1
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 3
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
92 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Steuern und Finanzen
Bezeichnung: Abwicklung von Fristerstreckungsgesuchen für die Einreichung der 
Steuererklärung
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
In der Schweiz sind über 3,4 Mio. Personen steuerpflichtig. Diese müssen jährlich 
bis zum 31. März des nachfolgenden Steuerjahres ihre Steuererklärung für das ver-
gangene Jahr beim zuständigen Gemeindesteueramt einreichen. Es ist jedoch mög-
lich, diese Frist auf Antrag (teilweise gegen Gebühr) zu strecken. Diese Fristver-
längerung kann schriftlich oder teilweise online vor Fristablauf beantragt werden. 
Der Bürger muss sich mittels der auf der Steuererklärung vermerkten Identifika-
tionsnummer identifizieren und die Fristverlängerung beantragen.
Ebene Bürger Steuerpflichtiger Bürger
Ebene Bund Keine
Ebene Kanton Kantonale Steuerverwaltung
Ebene Gemeinde Gemeindesteueramt
Ebene Privatwirtschaft Keine 
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier kann als zentraler digitaler Anlaufpunkt dienen, die Fristver-
längerung kann direkt im eBürgerdossier beantragt werden, ohne beim Gemeinde-
steueramt das entsprechende Onlineformular nutzen zu müssen.
Nutzen
Zwar ist die Häufigkeit des Anwendungsfalls recht hoch, das eigentliche Nutzenpo-
tenzial aufgrund der bestehenden Onlineangebote jedoch eher gering. Die Bürger 
ersparen sich die Navigation auf Onlineseiten der Steuerämter oder das schriftli-
che Gesuch. Für die Verwaltung kann zu den bisherigen Lösungen kein Zusatz- 
nuten identifiziert werden. Sollte die eigentliche Steuererklärung über das eBür-
gerdossier getätigt werden können, so wäre die Fristverlängerung ein sinnvolles 
Add-on.
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: ca. 40% 1 = 1,36 Mio. 
Anzahl beteiligter Akteure: = 2
Anzahl Interaktionen des Bürgers: = 1
Anzahl benötigter Dokumente: = 1
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
1 Hochrechnung auf Basis Daten des Städtischen Steueramts Zürich
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94 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Steuern und Finanzen
Bezeichnung: Abwicklung der Erklärung von Gewinn- und Kapitalsteuer/Steuer-
erklärung Privatpersonen
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
In der Schweiz sind über 3.4 Mio. Personen steuerpflichtig und müssen daher je-
des Jahr eine entsprechende Steuererklärung ausfüllen und beim Gemeindesteu-
eramt einreichen. Die Bearbeitung erfolgt durch die kantonale Steuerverwaltung. 
Mittlerweile verfügen alle Kantone über eine elektronische Ausfüllhilfe zur Steuer-
erklärungen, zudem steigt die Anzahl der Kantone, welche die direkte Übermitt-
lung der Steuerdaten von Privatpersonen mittels Internet anbieten. In jedem Fall 
muss die Steuererklärung jedoch zusammen mit diversen Dokumenten 
(Lohnausweis(e), Belege über Arbeitslosenversicherungstaggelder, Wertschriften-
belege, Quittungen, Krankheitskostenbelege usw.) fristgereicht eingereicht wer-
den. Das Gemeindesteueramt leitet die Steuererklärung mit allen Dokumenten an 
die kantonale Steuerverwaltung weiter, welche die Steuererklärung bearbeitet, wo-
bei in einigen Kantonen die physischen Datenangaben vorab digitalisiert werden. 
Ebene Bürger Steuerpflichtiger Bürger
Ebene Bund Keine
Ebene Kanton Kantonale Steuerverwaltung
Ebene Gemeinde Gemeindesteueramt
Ebene Privatwirtschaft Diverse Organisationen (mindestens Banken, Post, Arbeitgeber, Versicherungen,  
Spendenempfänger usw.) 
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier, kann als zentraler Speicher für alle steuerrelevanten Daten 
und Dokumente dienen. Notwendige Dokumente und Nachweise liegen immer ak-
tuell im eBürgerdossier und können mit einer einzigen Interaktion vom Bürger der 
Steuererklärung beigefügt oder von der Steuerverwaltung aus dem jeweiligen eBür-
gerdossier bezogen werden.
Nutzen
Aufgrund der hohen Häufigkeit des Anwendungsfalles sowie der Vielzahl benötig-
ter Dokumente ist der potentielle Nutzen sehr hoch. Es profitieren die Privatper-
sonen, die sich das Zusammensuchen der verschiedenen Belege und Dokumente 
bei unterschiedlichen Unternehmen und/oder Behörden ersparen. Gleichzeitig kann 
auf die Sammlung und Übermittlung der Steuerdaten durch das Gemeindesteuer-
amt sowie die teilweise anfallende Digitalisierung durch die kantonalen Steueräm-
ter verzichtet werden und ggf. automatisch alle/bestimmte notwendige Daten und 
Dokumente zentral aus dem eBürgerdossier bezogen werden. Zudem profitieren 
private Unternehmen, da sie zur Bereitstellung der notwendigen Dokumente auf 
die aktuellen Daten im eBürgerdossier zugreifen können und so von ihren Kundin-
nen und Kunden strukturierte, verifizierte, elektronische Daten erhalten, die me-
dienbruchfrei in ERP-Systeme, Datenbanken oder Fachanwendungen übernommen 
werden können. Gleichzeitig erhöht sich die Datenqualität bezüglich Aktualität, Voll-
ständigkeit und Verlässlichkeit, was zu einer Reduktion der Fehlerquote führt.
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1 vgl. Bundesamt für Statistik (2010): Anzahl steuerpflichtiger Privatpersonen 2010
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: ca. 3'4 Mio.1 pro Jahr  
Anzahl beteiligter Akteure: > 5
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 4
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 3
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
96 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Öffentliche Werke und Verkehr
Bezeichnung: Dienstleistungen der Strassenverkehrsämter
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
Ca. 80% der erwachsenen Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz verfügen 
über einen Führerschein, zudem werden jedes Jahr ungefähr 400 000 Fahrzeuge 
neu zugelassen, was zu einem aktuellen Fahrzeugbestand in der Schweiz von ca. 
5,8 Mio. Fahrzeugen führt. Die betroffenen Bürger müssen bei den kantonalen 
Strassenverkehrsämtern die Zulassung von Motorfahrzeugen und Personen zum 
Strassenverkehr beantragen und die entsprechenden Fahrzeug- und Führerprüfun-
gen durchführen lassen. Auch die Ausstellung von neuen bzw. der Umgang mit be-
stehenden Kontrollschildern ist beim kantonalen Strassenverkehrsamt zu regeln. 
Zudem sind Sonderbewilligungen oder Datenänderungen in Bezug auf das Fahr-
zeug oder den Fahrzeugführer über das kantonale Strassenverkehrsamt zu bean-
tragen. Für eine Reihe dieser Leistungen müssen verschiedene Dokumente (Fahr-
zeugschein, Führerausweis, ärztliche Atteste, polizeiliche Verlustmeldungen, 
Versicherungsnachweise, Verzollungsnachweise usw.) hinzugezogen werden. Zu-
dem sind Adressänderungen neben den beteiligten Gemeinden immer auch zusätz-
lich dem Strassenverkehrsamt zu melden.
Ebene Bürger Fahrzeughalter und/oder Fahrzeugführer
Ebene Bund Keine
Ebene Kanton Strassenverkehrsamt
Ebene Gemeinde Keine
Ebene Privatwirtschaft Diverse Unternehmen (Ärzte, Optiker, Versicherungen) 
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Das eBürgerdossier kann als einziges Front-End für alle Strassenverkehrsämter die-
nen. Gesuche können über das eBürgerdossier gestellt werden und/oder die not-
wendigen Dokumente immer aktuell automatisch aus dem Dokumentenspeicher 
des eBürgerdossiers bezogen bzw. über die Verknüpfung des eBürgerdossiers mit 
den anderen Verwaltungsbehörden und Unternehmen direkt von dort beigefügt 
werden.
Nutzen
Basierend auf der sehr hohen Anzahl von Fahrzeugen und Führerscheininhabern/
innen in der Schweiz wird von einem erkennbaren Nutzen ausgegangen, trotz ver-
gleichsweiser geringer Interaktionen. Es profitieren besonders die Bürger, die sich 
nicht mehr an verschiedenen Stellen im Vorfeld die Bescheinigungen und Unterla-
gen einholen müssen, sondern diese entweder bereits elektronisch zur Verfügung 
haben oder beim Antrag diese Unterlagen automatisch bei den ausstellenden Be-
hörden beziehen können. Unternehmen sowie Behörden und Verwaltungen erzie-
len einen Nutzen, indem sie nicht mehr einzelne Anfragen von Bürgern bearbeiten 
müssen, sondern die Dokumente ohne weitere Kontaktpunkte direkt bezogen wer-
den können.
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1 vgl. Bundesamt für Statistik (2013b): Ausgehend von ca. 400 000 neuen Fahrzeugen pro Jahr und 
ca. 50 000 neuen Führerscheinen sowie einer Gesamtheit von 80% der erwachsenen Bevölkerung 
mit Besitz eines Führerscheins
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: > 600 000 pro Jahr 1 
Anzahl beteiligter Akteure: 3
Anzahl Interaktionen des Bürgers: 2
Anzahl benötigter Dokumente: abhängig von der konkreten Leitung, aber in der 
Regel ≥ 2
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
98 Anwendungsfallcharakterisierung 
Anwendungsfall aus dem Bereich Volk und Wahlen
Bezeichnung: Vote électronique
Kurzbeschreibung des zu lösenden Problems
In der Schweiz als direkte Demokratie dürfen die Bürger über viele politische As-
pekte von Bund, Kanton und Gemeinde abstimmen. Gegenüber dem persönlichen 
und postalischen Abstimmen ermöglicht die Vote électronique schneller und ortsun-
abhängig abzustimmen. Insbesondere für Auslandschweizer ist die elektronische 
Variante sehr vorteilhaft. Weiter erleichtert das elektronische Abstimmen das Aus-
zählen der Antworten, allerdings gibt es nicht wenige Sicherheitsbedenken. Viele 
Kantone sammeln bereits Erfahrungen mit der Vote électronique (Genf, Luzern, Ba-
sel-Stadt, Neuenburg, Zürich, Glarus, Freiburg, Solothurn, Schaffhausen, St. Gal-
len, Graubünden, Aargau und Thurgau). 
Ebene Bürger Bürger als Wahl- und Stimmberechtigte
Ebene Bund Organisator von Abstimmungen und Wahlen
Ebene Kanton Organisator von Abstimmungen und Wahlen
Ebene Gemeinde Organisator von Abstimmungen und Wahlen
Ebene Privatwirtschaft Keine Beteiligung
Beteiligte Akteure und Rolle:
Möglicher Einsatz eBürgerdossier
Die Bürger können via eBürgerdossier über Abstimmungen und Wahlen informiert 
und dazu eingeladen werden. Der Bürger könnte seine Antwort auch als elektroni-
sche Bestätigung zurück in sein eBürgerdossier erhalten. Schliesslich könnten Bund, 
Kantone und Gemeinden den Bürger via eBürgerdossier über das Ergebnis infor-
mieren. Schliesslich könnte das eBürgerdossier aufgrund seiner Identifikation und 
Authentifikation allenfalls auch zur Sicherheit der Vote électronique beitragen.
Nutzen
Das eBürgerdossier kann die Vote électronique optimieren, indem Bund, Kantone 
und Gemeinden sowie Bürger den gesamten Prozess vollständig(er) elektronisch 
abwickeln und neue Leistungen wie das persönliche Stimmverhalten abgelegt wer-
den können. Der Nutzen des eBürgerdossiers hält sich aber in Grenzen – haupt-
sächlich scheint vor allem Papier eingespart zu werden für die Unterlagen – aus-
ser es kann entscheidend die Sicherheit verbessern.
Bewertungskriterien
Häufigkeit des Anwendungsfalls: 4 pro Jahr (4 eidg. Volksabstimmungen mit  
verschiedenen Vorlagen) 
Anzahl beteiligter Akteure: ≥ 2000 (1 Bund, 26 Kantone, rund 2000 Gemeinden)
Anzahl Interaktionen des Bürgers: ≥ 1
Anzahl benötigter Dokumente: ≥ 3 (Stimmrechtsausweis, Erläuterungen und Vor-
lagen sowie allenfalls persönliches Stimmergebnis und das Ergebnis pro Vorlage)
Angesprochene Funktionsbereiche eBürgerdossier
Dokumentenspeicher: 
Authentifizierung: 
Strukturierte Daten: 
99Ablauf: Wer führt welche Handlung mit welchem Ergebnis aus
100

Verein eGov-Schweiz
Marktgasse 55
Postfach
CH-3001 Bern
Switzerland
Phone: +41 31 326 76 76
info@eGov-Schweiz.ch
www.eGov-Schweiz.ch
ISBN-Nummer: 978-3-906167-10-7
